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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen Entwurf eines 


Gesetzes zu dem Vertrag vom 7. März 1967 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
den Schutz von Herkunftsangaben und ande- 
ren geographischen Bezeichnungen 

mit Begründung. Der Wortlaut des Vertrages mit den Anlagen A 
und B, das Protokoll und der dazugehörige Schriftwechsel sowie 
eine Denkschrift sind beigefügt. Ich bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister des Auswärtigen und 
der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 318. Sitzung am 15. Dezember 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 7. März 1967 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schv/eizerischen Eidgenossenschaft über den Schutz 
von Herkunftsangaben und anderen geographischen Bezeichnungen 


Der Bundestag liat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 7. März 1967 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Schutz von 1 ierkunflsangabon und anderen geogra- 
phischen Bezeichnungen sowie dem Protokoll und 
dem Briefw^echsel vom gleichen Tage wird zuge- 
stimmt. Der Vertrag, das Protokoll und der Brief- 
wechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundcsnunister der vJustiz wird ermächtigt, die 
in Artikel 8 des Vertrages vorgesehenen Änderun- 
gen, Erweiterungen oder Einschränkungen der An- 
lagen A und B des Vertrages sowde dic^ in der Num- 
mer 4 des Protokolls zu dem Vertrag vorgesehenen 
Änderungen oder Erweiterungen der Aufstellung 


von übereinstiinmendc'n Bezeichnungen durch Redits- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates in 
Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Dieses Gc'setz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes test- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 dos Dritten übcrleitungsgesetzes vom 4. .Januar 
1952 (Bundesgesctzbl. I, S. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar- 
tikel 12 Abs. 2, das Protokoll und der Briefwechsel 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bckannlzu- 
geben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag, das Protokoll und der Briefwechsel be- 
dürfen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundge- 
setzes der Zustimmung der für die Bmidesgesctzge- 
bung zuständigen Körperschaften in Form eines 
Biindesgesetzes, da sie sich auf Gegenstände der 
Bimdesgesetzgobimg beziehen. 

Zu Artikel 2 

Die Ermächtigung des Bundesministers der Justiz, 
Änderungen, Erweiterungen oder Einschränkungen 
der Anlagen des Vertrages sowde Änderungen oder 
Erweiterungen der Aufstellung in Nummer 4 des 
Protokolls zu dem Vertrag in Kraft zu setzen, ist zur 
Ausführung der in Artikel 8 des Vertrages und der 
in Nummer 4 des Protokolls zu dem Vertrag vorge- 
sehenen Regelungen erforderlich. Da der Vertrag 
zum Teil auch von den Ländern als eigene Angele- 
genheit ausgeführt werden muß, bedürfen nach Ar- 
tikel 80 Abs. 2 des Grundgesotzes die Rechts Verord- 
nungen ck^r Zustimmung des Bunclesrates. 


Zu Artikel 3 

Der Vertrag sowie die nach Artikel 2 dieses Geset- 
zes zu erlassenden Rechtsverordnungen sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 12 Abs. 2, das Protokoll und der 
Briefwechsel in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die- Aus- 
führung dieses Gesetzes nicht mit Kosten bclastcJ. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über den Schutz von Herkunftsangaben 
und anderen geographischen Bezeichnungen 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER SCHWEIZERISCHE BUNDESRAT 

IN ANBETRACHT des Interesses der beiden Vertrag- 
staaten, die Ndturerzeugnisse und die Erzeugnisse der 
gevveiblichen Wirtschaft sowie insbesondere die Her- 
kunftsangaben einschließlich der Ursprungsbezeichnungen 
und andere, geographische Bezeichnungen, die bestimmten 
Erzeugnissen oder Waren Vorbehalten sind, wirksam 
gegen unlauteren Wellbewerl) zu schätzen, 

SIND riBEREINGEKOMMEN, zu diesem Zweck einen 
Vertrag zu schließtm, und haben zu ihren Bevollmach' 
tiqten ernannt; 

Dc'v PitisidenL der Bundesrepublik Deutsddancl 
Herrn Klaus S c: h u tz , 

Slaatssf'kretar des Auswärtigen AintN. 

Henri Professor Dr. Ernst Ge ß 1er, 
MinisU'rialdirektor im Bundesministerium der Justiz, 

Der Scliv/cizerische Bunclesiät 
Herrn Dr. Max T r o c n d 1 e , 

S ch vv e i z e r i s ch e r B o t s ch a f t e r 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Herrn Joseph V o y a m e , 

Direktor 

de s Eidgenössischen Amtes für geistiges Eigentum. 

Die Bevollmaditigten haben nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
1 ol g n d ('S v e r e inbart: 

Artikel 1 

Jeder der Verlragstaaten verpflichtet sich, alle not- 
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um in wirksamer 
Weise 

1. die aus dem Gebiet des anderen Vertragstaats stam- 
menden Naturerzeugnisse und Erzeugnisse der gewerb- 
lichen Wirtschaft gegen unlauteren Wettbewerb iiti 
geschäftlichen Verkehr und 

2. die in den Artikeln 2, 3 und 5 Absatz 2 erwähnten 
Namen, Bezeichnungen und Abbildungen sowie die in 
dem Anlagen A und B dieses V’'ertrages aufgefiihrten 
B('zeichiiimg(m nach Maßgabe dieses Vertrages und 
des Protokolls zu diesem Vertrag 

zu sdn'itzen. 

A I- 1 i k e I 2 

()l D('i Name „Bundesrepublik Deutschland", die Be- 
zeichnung ,.Deutschhind‘' und die Namen deutscher Län- 
der sowie die in der Anlage A dieses Vertrages auf- 
gefülirten Bezeichnungen sind, soweit sich nicht aus den 
Absätzen 2 bis 4 etwas anderes ergibt, im Gebiet der 
Sclivveizc'iischcnLidgonossenscbaft ausschließlich deut.schen 
Erzt ugnissen oder Waren Vorbehalten und dürfen dort 
nur unter dens(dben Voraussetzungen benutzt werden, 
wie sie in der Gc^scizgebung der Biindosiepublik Deutsch- 
land vorgesehen sind. Jedoch können gcwi.sse Vor- 
schriften dieser Gesetzgebung jeweils durch ein Protokoll 
für nicht anwendbar erklärt werden. 


(2) Wird eine der in der Anlage A dieses Vertrages 
autgeführten Bezeichnungen mit Ausnahme der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Staats- und Ländernamen für andere 
als die Erzeugnisse oder Waren, denen sie in der An- 
lage' A zugeordnet ist, benutzt, so ist Absatz 1 nur 
anzii wenden, wenn 

1. die Benutzung gc'eignct ist, den Unternehmen, die die 
Bezeichnung für die in der Anlage A angegebenen 
deutsdicn Erzeugnisse oder Waren rechtmäßig be- 
nutzf'n, Nachteile im Wettbewerb zuzufügen, es sei 
ch'nn, daß an der Benutzung der Bez(üchnunq im Ge- 
biet der Schweizt'visdu'n Eidgenoss('ns(halt füi nicht- 
deutsche Erzeugnisse oder Waien ein schul/ windiges 
Intc'rc'sso besteht. 

oder 

2. di(' Benutzung der Be/eichmmg gc'eignel ist, den be- 
sonderen Ruf oder die besonciere \Veib('kralt chn 
Bezeichnung zu beeinl rächt igen. 

(3) Stimmt eine der nach Absatz 1 geschiilztf'n Bezeich- 
nungen mit der Bezeichnung eines Gebif'ls oder Ortes 
außerluilb dos Gebiets der Bundesrepublik Doutsdiland 
überein, .so wird durch Absatz 1 nicht ausgeschlossen, 
daß die Bezeichnung für Erzeugnisse oder Waren be- 
nutzt wird, die in diesem Gebiet oder Ort horgestcllt sind. 
Jedoch können jeweils durch ein Protokoll ergänzeurde 
Bestimmungen gotroflen werden. 

(4) Durch Absatz 1 wird ferner niemand gehindert, auf 
Erzeugnissen oder Waren, ihrer Verpackung, in den 
Geschäflspapieren oder in der Werbung seinen Namen, 
seine Firma, soweit sie dem Namen einer natürlichen 
Person enthält, und seinen Wohnsitz oder Sitz anzugebon. 
sofern diese Angaben nicht als Kennzeichen der Erzeug- 
nisse oder Waren benutzt worden. Die kennzeiclienniäßige 
Benutzung des Namens und der Firma ist jedoch zulässig, 
wenn ein schutzwürdiges Interesse an dieser Benutzung 
besteht. 

(5) Artikel 5 bleibt Vorbehalten. 

Artikel 3 

(1) Der Name „Schweizerische Eidgenossenschaft", die 
Bezeichnungen „Schweiz" und „Eidgenossenschaft" und 
die Namen der schweizerischen Kantone sowie die in der 
Anlage B dieses Vertrages aufgeführten Bezeic^inungen 
sind, soweit sich nicht aus den Absätzen 2 bis 4 etwas 
anderes ergibt, im Gcfljiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land au.s.sch ließ lieh schweizerischen Erzeugnissen oder 
V/aren Vorbehalten und dürfen dort nur unter denselben 
Voraussetzungen benutzt w^erden, wie sie in der schw^ei- 
zerischen Gesetzgebung vorgesehen sind. Jcdodi können 
gewisse Vorschriften dieser Gesetzgebung jeweils durch 
ein Protokoll für nicht anwendbar erklärt werden. 

(2) Wild eine der in der Anlage B dieses Vertrages 
aulgefühitcn Bezeichnungen für andere als die Erzeug- 
nisse oder Waren, denen sie in der Anlage B zugeordnei 
ist, benutzt, so ist y\bsdtz 1 nur anzinvenden, w^enn 

1. die Benutzung geeignet ist, den Unternehmen, die die 
Bezeichnung für die in der Anlage B angegebenen 
schweizerischen Erzeugnisse oder Waren rechtmäßig 
benutzen, Nachteile im Wettbewerb zuzufügen, es sei 
denn, daß an der Benutzung der Bezeichnung im Gebiet 
uei Bundesrepublik Deutschland für nichtschweize- 
rische Erzeugnisse oder Waren ein sdmtzw'ürdiges 
Interesse besteht, 
oder 
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2. die Benutzung der Bezeichnung geeignet ist, den be- 
sonderen Ruf oder die besondere Werbekraft der 
Bezeichnung zu beeinträchtigen. 

(3) Stimmt eine der nach Absatz 1 geschützten Bezeich- 
nungen mit der Bezeichnung eines Gebiets oder Ortes 
außerhalb des Gebiets der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft überein, so wird durch Absatz 1 nicht ausgeschlos- 
sen, daß die Bezeichnung für Erzeugnisse oder Waren 
benutzt wird, die in diesem Gebiet oder Ort hergestellt 
sind. Jedoch können jeweils durch ein Protokoll ergän- 
zende Bestimmungen getroffen werden, 

(4) Durch Absatz i wird ferner niemand gehindert, auf 
Erzeugnissen oder Waren, ihrer Verpackung, in den 
Geschäftspapieren oder in der Werbung seinen Namen, 
seine Firma, soweit sie den Namen einer natürlichen Per- 
son enthält, und seinen Wohnsitz oder Sitz anzugeben, 
sofern diese Angaben nicht als Kennzeichen der Erzeug- 
nisse oder Waren benutzt werden. Die kennzeichen- 
mäßige Benutzung des Namens und der Firma ist jedoch 
zulässig, wenn ein .schutzwürdiges Interesse an dieser 
Benutzung besteht. 

(5) Artikel 5 bleibt Vorbehalten. 


Artikel 4 

(1) Werden die nach den Artikeln 2 und 3 gesdiützten 
Bezeidinungen diesen Bestimmungen zuwider im geschäft- 
lichen Verkehr für Erzeugnisse oder Waren oder deren 
Aufmachung oder Verpackung oder auf Rechnungen, 
Frachtbriefen oder anderen Geschäftspapieren oder in der 
Werbung benutzt, so wird die Benutzung auf Grund des 
Vertrages selbst durch alle gerichtlichen oder behörd- 
lichen Maßnahmen einschließlich der Beschlagnahme 
unterdrückt, die nach der Gesetzgebung des Vertrag- 
staates, in dem der Schutz in Anspruch genommen wird, 
für die Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs oder sonst 
für die Unterdrückung unzulässiger Bezeichnungen in 
Betracht kommen. 

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch dann 
anzuwenden, wenn diese Namen oder Bezeichnungen in 
Übersetzung oder mit einem Hinweis auf die tatsächliche 
Herkunft oder mit Zusätzen wie „Art", „Typ", „Fasson", 
„Nachahmung" oder dergleichen benutzt werden. Die 
Anwendung der Bestimmungen dieses Artikels wird ins- 
besondere nicht dadurch ausgeschlossen, daß die nach den 
Artikeln 2 und 3 geschützten Bezeichnungen in abweichen- 
der Form benutzt werden, sofern trotz der Abweichung 
die Gefahr einer Verwechslung im Verkehr besteht. 

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auf Erzeug- 
nisse oder Waren bei der Durchfuhr nicht anzuwenden. 


Artikel 5 

(1) Die Bestimmungen des Artikels 4 sind auch anzu- 
wenden, wenn für Erzeugnisse oder Waren oder deren 
Aufmachung oder Verpackung oder auf Rechnungen, 
Frachtbriefen oder sonstigen Geschäftspapieren oder in 
der Werbung Kennzeichnungen, Marken, Namen, Auf- 
schriften oder Abbildungen benutzt werden, die unmittel- 
bar oder mittelbar falsche oder irreführende Angaben 
über Herkunft, Ursprung, Natur, Sorte oder wesentliche 
Eigenschaften der Erzeugnisse oder Waren enthalten. 

(2) Namen oder Abbildungen von Orten, Gebäuden, 
Denkmälern, Flüssen, Bergen oder dergleichen, die nach 
Auffassung eines wesentlichen Teils der beteiligten Ver- 
kehrskreise des Vertragstaats, in dem der Schutz in 
Anspruch genommen wird, auf den anderen Vertragstaat 
oder auf einen Ort oder ein Gebiet dieses Vertragstaats 


hinweisen, gelten als falsche oder irreführende Angaben 
über die Herkunft im Sinne des Absatzes 1, wenn sie für 
Erzeugnisse oder Waren benutzt werden, die nicht aus 
diesem Vertragstaat stammen, sofern nicht der Name oder 
die Abbildung unter den gegebenen Umständen vernünf- 
tigerweise nur als Beschaffenheitsangabe oder Phantasie- 
bezeichnung aufgefaßt werden kann. 


Artikel 6 

Ansprüche wegen Zuwiderhandlungen gegen die Bestim- 
mungen dieses Vertrages können vor den Gerichten der 
Vertragstaaten außer von Personen und Gesellschaften, 
die nach der Gesetzgebung der Vertragstaaten hierzu 
berechtigt sind, auch von Verbänden und Vereinigungen 
geltend gemacht werden, welche die beteiligten Erzeuger, 
Hersteller, Händler oder Verbraucher vertreten und in 
einem der Vertragstaaten ihren Sitz haben, sofern sie nach 
der Gesetzgebung des Vertragstaats, in dem sie ihren Sitz 
haben, als solche in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
klagen können. Sie können unter diesen Voraussetzungen 
auch im Strafverfahren Ansprüche oder Rechtsbehelfe 
geltend machen, soweit die Gesetzgebung des Vertrag- 
Staats, in dem das Strafverfahren durchgeführt wird. 
Sülche Ansprüche oder Rechtsbehelfe vorsieht. 


Artikel 7 

(1) Erzeugnisse und Waren, Verpackungen, Rech- 
nungen, Frachtbriefe und sonstige Geschäftspapierc sowie 
Werbemittel, die sich bei Inkrafttreten dieses Vertrages 
im Gebiet eines der Vertragstaaten befinden und recht- 
mäßig mit Angaben versehen worden sind, die nach 
diesem Vertrag nicht benutzt werden dürfen, können bis 
zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages abgesetzt oder aufgebraucht werden. 

(2) Darüber hinaus dürfen Personen und Gesellschaften, 
die eine der nach den Artikeln 2 oder 3 geschützten 
Bezeichnungen bereits im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
des Vertrages rechtmäßig benutzt haben, diese Bezeich- 
nung bis zum Ablauf von sechs Jahren nach Inkrafttreten 
des Vertrages weiterbenutzen. Das Weiterbenutzungs- 
recht kann nur mit dem Geschäftsbetrieb oder dem Teil 
des Geschäftsbetriebs, zu dem die Bezeichnung gehört, 
vererbt oder veräußert werden. 

(3) Ist eine der nach den Artikeln 2 oder 3 geschützten 
Bezeichnungen Bestandteil einer Firma, die bereits im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Vertrages rechtmäßig 
benutzt vrorden ist, so sind die Bestimmungen des 
Artikels 2 Absatz 4 Satz 1 und des Artikels 3 Absatz 4 
Satz 1 auch dann anzuwenden, wenn die Firma nicht den 
Namen einer natürlichen Person enthält. Absatz 2 Satz 2 
ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Artikel 5 bleibt Vorbehalten. 


Artikel 8 

(1) Die Listen der Anlagen A und B dieses Vertrages 
können durch Notenwechsel geändert oder erweitert wer- 
den. Jedoch kann jeder Vertragstaat die Liste der Bezeich- 
nungen für Erzeugnisse oder Waren aus seinem Gebiet 
ohne Zustimmung des anderen Vertragstaats einschränken. 

(2) Im Falle der Änderung oder Erweiterung der Liste 
der Bezeichnungen für Erzeugnisse oder Waren aus dem 
Gebiet eines der Vertragstaaten sind die Bestimmungen 
des Artikels 7 anzuwenden; statt des Zeitpunkts der 
Unterzeichnung und des Inkrafttretens des Vertrages ist 
der Zeitpunkt der Bekanntmachung der Änderung oder 
Erweiterung durch den anderen Vertragstaat maßgebend. 
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Artikel 9 

Dip RosUmmiingcn dieses Veiticiyeb bchließen nicht den 
weitergehenden Schutz aus, der in einem der Vertrag- 
staaten für die nach den Artikeln 2, 3 und 5 Absatz 2 
geschützten Bezeichnungen und Abbildungen des anderen 
Vertragstaats auf Grund innerstaatlicher Rechtsvor- 
schriften oder anderer internationaler Vereinbarungen 
besteht oder künftig gewährt wird. 


Artikel 10 

(1) Zur Erleichterung der Durchtührung dieses Ver- 
trages wird aus Vertretern der Regierung jedes der Ver- 
tragstaaten eine Gemischte Kommission gebildet. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, Vor- 
schläge zur Änderung oder Erweiterung der Listen der 
Anlagen A und B dieses Vertrages, die der Zustimmung 
der Vertragstaalen bedürfen, zu prüfen sowie alle mit 
der Anwendung dieses Vertrages zusammenhängenden 
Fragen zu erörtern. 


(3) Jeder der Vertragstaaten kann das Zusammenntreten 
der Ccmischteii Kummission verlangen. 

Artikel 11 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 12 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratihkation; die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Bern aus- 
getauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt drei Monate nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und bleibt zeitlich unbe- 
grenzt in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit von jedem der beiden 
Verlragstaaten mit einer Frist von einem Jahr gekündigt 
werden. 


ZU URKÜND DESSEN haben die obengenannten Bevoll- 
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet. 

GESCHEMEN zu Bonn am 7. März 1967 in zwei Ur- 
schriften in deutscher Sprache. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 

Schütz 
G eß 1 e r 


Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 

T r o e n d 1 e 
V oy a m e 


Protokoll 


DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die Anwendung ge- 
wisser Vorschriften des Vertrages vom heutigen Tage 
über den Schutz von Herkunftsangaben und anderen geo- 
graphischen Bezeichnungen näher zu regeln, 

HABEN DIE NACHSTEHENDEN BESTIMMUNGEN 
VEREINBART, welche einen integrierenden Bestandteil 
des Vertrages bilden: 

1. Die Artikel 2 und 3 des Vertrages verptlichten die 
Vertragstaaten nicht, in ihrem Gebiet beim Inver- 
kehrbringen von Erzeugnissen oder Waren, die mit 
den nach den Artikeln 2 und 3 des Vertrages geschütz- 
ten Bezeichnungen versehen sind, die Rechts- und 
Verwallungsvorschriften des anderen Vertragstaats 
anzuwenden, die sich auf die verwaltungsmäßige Kon- 
trolle dieser Erzeugnisse und Waren beziehen, wie 


zum Beispiel diejenigen Vorschriften, die die Führung 
von Eingangs- und Ausgangsbüchern und den Ver- 
kehr dieser Erzeugnisse oder Waren betreffen. 

2. Die Artikel 2 und 3 des Vertrages finden auf Bezeich- 
nungen von Tierrassen keine Anwendung. 

Das gleiche gilt für Bezeichnungen, die nach Maßgabe 
des Internationalen Übereinkommens zum Schutz von 
Pflanzenzüchtungen vom 2. Dezember 1961 als Sorten- 
bezeichnungen verwendet werden müssen, wenn die- 
ses Übereinkommen im Verhältnis zwischen den Ver- 
tragstaaten des vorliegenden Vertrages in Kraft ge- 
treten ist. 

3. Durch den Vertrag werden die in jedem der Ver- 
tragstaaten bestehenden Bestimmungen über die Ein- 
fuhr von Erzeugnissen oder Waren nicht berührt. 
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4 Die folgenden in den Anlagen A und B des Vertrages 
aufgeführten übereinstimmenden Weinbezeichnungen 
dürfen im anderen Vertragstaat jeweils nur zusam- 
men mit der Angabe des ürspriingslandes oder mit 
dem nachstehend bezeichne ten Zusatz benutzt werden: 

Deutsche Bezeichnungen in der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft (Artikel 3 Absatz 3 des Veitiages): 

\ \ ■ e i n b a u y e b i e t Baden 
D'Si ür.gen (Baden) 
hilenbach (Franken) 

E 1 1 c n I) a t:h ( \ V ü r 1 1 c m b e r g ) 

Forst (Rhcinpfdlz) 

Johannisberg (Rheingau) 

Winkel (Rheingau) 

Schweizerische Bezeichnungen in der Bundesrepublik 
Deutschland (Artikel 2 Absatz 3 des Vertrages): 

Baden (Aargau) 

Döttingen (Aargau) 

Erlenbach (Zürich) 

Forst (St. Gallen) 

Johannisberg (Wallis) 

Winkel (Zürich) 

Die Aufstellung dieser Bezeichnungen kann gemäß 
dem in Artikel 8 des Vertrages vorgeselicnen Ver- 
lahren geändert oder erweitert werden. 

5 Die folgenden in der Anlage B des Vertrages aufge- 
tührten Bezeichnungen dürfen in der Bundesrepublik 
Deutschland nur benutzt werden, wenn ihnen die Be- 
zeichnung „SJiweiz" oder der Name des Kantons 
hinzngefügt wird, in dem der Ort oder das Gebiet 
liegt, auf den oder auf das die Bezeichnung hinweist: 

Weine: 

Auvernier 

Chdblais 

Coteaux du Jura 

Fiilly 

Lully 

Pully 

Sdligny 

St. Aubin 

Vully 

Spirituosen: 

S ch w fl r 7. b u b o n K i r s ch 


6. Durch die Aufnahme der Bezeichnung „Clevner" in 
die Anlage B des Vertrages wird nicht ausgeschlossen, 
daß diese Bezeichnung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als Rebsortcnbezeichnung neben einer geogra- 
phischen Bezeichnung benutzt wird. 

7. Durch die Aufnahme der Bezeichnung „Ernmcntaler 
Käse" in die Anlage B des Vertrages wird nicht aus- 
geschlossen, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
diese Bezeichnung tür nichtscJiweizcrischen Käse be- 
nutzt wird, wenn der Bezeichnung die Angabe des 
Herstellungslandes in nach Schrittait, Größe und Farbe 
gleichen Buchstaben hinzugefügt wärd. Für deutschen 
Kaso darf die Bezeichnung „Emmentaler" außerdem 
benutzt werden, w^enn ihr die Bezeichnung „Allgäu" 
(„Allgäuer") in derselben Weise hinzngefügt wird: 
in diesem Falle ist jedoch, außer auf Rechnungen.. 
Frachtbriefen und anderen Geschäftspapicren, deutlich 
sichtbar und in leicht lesbarer Schrift zusätzlich die 
Bezeichnung „Deutschland" oder „deutsch" zu benut- 
zen, wobei die Verwendung einer dieser Bezeich- 
nungen in der Finna oder Anschrift des Unter- 
nehmens ausreicht. 

8. Als Übersetzungen der nach den Artikeln 2 und 3 des 
Vertrages geschützten Bezeichnungen (Artikel 4 Ab- 
satz 2 des Vertrages) gelten auch die entsprechenden 
lateinisdien Bezeichnungen und im Falle der Bezeich- 
nung „westschweizerisch" auch die Bezeichnung 
„romand". Der nach Artikel 4 Absatz 2 dos Vertrages 
gewährleistete Schutz für die von den geschützten 
Bezeichnungen abgeleiteten Eigenschaltswöi ter gilt 
im Falle des Kantonsnamens „Graubüiicicn" auch für 
die Kurzform „Bündner". 

9. Zugunsten von Personen und Gesellschaften, die oder 
deren Rechtsvorgänger eine nach den Artikeln 2 oder 
3 des Vertrages geschützte Bezeichnung im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung des Vertrages bereits seit mehr 
als fünfzig Jahren rechtmäßig benutzt haben, wird 
die in Artikel 7 Absatz 2 des Vertrages vorgesehene 
Frist auf zwanzig Jahre verlängert. 

U). Zugunsten von Personen und Gesellschaften, die oder 
deren Rechtsvorgänger die Bezeichnung „Steinhäger“ 
in der Schweizerischen Eidgenossenschaft im Zeit- 
punkt der Unterzeichnung des Vertrages rechtmäßig 
benutzt haben, wird die in Artikel 7 Absatz 2 des 
Vertrages vorgesehene Frist auf zwölf Jahre ver- 
längert. 


GESCHEHEN zu Bonn am 7. März 1967 in zwei Ur- 
schriften in deutscher Sprache. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 

Schütz 
G eß 1 e r 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 

T r o e n d 1 e 
V o y a m e 
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Anlage A 


1. Ahr 

2. Baden 

a) Bodensee 

b) Marbgräflerland 
cj Küiserstuhl 

d) Breisgau 

e) Ortenau 
t) Kraichgau 

g) Bad. Bcrgstralje 

h) Bad. Frunhenlaiid 

3. Bergstraße 

4. Franken 


1 . 

Weine 

A. Gcbictsnamen 

5. Lahn 

6. Mittelrhein 

7. Mosel — Saar — Ruwer 

(zur Ticihoren Kennzciflinung auch als zusätzliche Be- 
zeichnung oiicU’.bt: Nh'-sel oder Saar otler Ruwer) 

8. Nahe 

9. Rheingau 

10. Rheinhessen 

11. Rheinpfalz 

12. Siebengebirge 

13. Württemberg 


1. Ahr 

Ahrweiler 
Al Lena hr 

Bachem b. Ahrweiler 

Bad Neuenahr 

Bodendorf 

Dernau 

1 kninersiieim 

Kreu/berg 

Lanlersliüton 

Mayschoß 

Rech 

Walporzheim 

2. Baden 

a) Bodensee 

Erzingen 

Hegnau 

Konstanz 

Meersburg 

Dbeiitngen 

bj Markgräilerkind 

Auggon 

Baden Weiler 

Bali rechten 

Britzingen 

Buggingen 

Döttingen 

Ebringen 

Efringfui-Kiichen 

Ehrenstetten 

Grüner n 

HaUiJigen 

Hcilcrslieim 

Hügclheim 

Kirchhofen 

Laufen 

Müllheiiii 

Niederwcilcr 

Pfaffen w'oilei 

Schallstadt 

Schliengen 


B. Namen der WeinbaLigemcinden 
(Gmnarkurigcn) 

Staufen 
VögishejjTi 
Wolfe nweiUir 


c) Kaiserstuhl 
Achkarren 
Bdhlingcn 
Bickensohl 
Bischüffi ngt n 
Breisach 
Burk heim 
Eichst et len 
Endingcn 
Ihringen 
Jcchtingen 
Kiechlingsbergen 
Leiselheim 
Merdingen 
Oberbergen 
Oberrotweil 
Sasbach 
Wasenweiler 

d) Breisgau 

Frei bürg 
Glottertal 
Hccklingen 
Könd ringen 

e) Ortenau 
Bühlertal 
Diersburg 
Durbach 
Eisentdl 
Fessenbach 
Gengenbdch 
Kappelrodeck 
Lahr 

Neu weier 

Oberkirch 

Offen bürg 

Ortenberg 

Rarnmerweier 

Rcichenbdch 
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Sasbadiwalden 

Steinbach 

Tiergarten 

V^arnhalt 

W aldulm 

Zell-Weierbach 

1) Kraichgau 
Bruchsal 
Eichelberg 
Obergrombadi 
Sulzfeld 
Weingarten 

g) Bad. Bergstraße 
Grüßsadisen 
Leutershausen 
Malsch 
Rauenberg 
Weinheim 
Wieslodi 

h) Bad. Frankenland 
Beckstein 
Dertingen 

3. Bergstraße 

Bensheiin 

Bensheim-Auerbach 
Groß Umstadt 
Marnbach 
Heppenheim 
Zw ingenberg 

4. Franken 

Abtswind 

Astheim 

Bullenheim 

ßürgstadt 

Castell 

Dettelbach 

Eibelstadt 

Erlenbach b. Marktheidenfold 

Escherndorf 

Frickenhausen 

Großhcubach 

Großostheim 

Hammclburg 

I laiidthal 

fiasloch 

Homburg 

Hörstein 

Hütten he im 

Iphofen 

Ippesheim 

Kitzingen 

Klinqenberq 

Köhler 

Marktbreit 

Michelbach 

Nordheim 

Obereisenheim 

Randersacker 

Rödelsee 

Schloß Saaleck 

Somme rach 

Sommerhausen 

Stetten 

Sulzfeld 

Thüngersheim 

Veitshödiheim 

Volkach 

Wiesenbronn 

Würzburg 


5. Lahn 

Nassau 

Obernhof 

Weinahr 

6. Mittelrhein 

Bacharach 

Bad Salzig 

Boppard 

Bo mich 

Braubach 

Breitscheid 

Damscheid 

Dattenberg 

Dellhofen 

Dörscheid 

Erpel 

Hammerstein 

Hirzenach 

Hönningen 

Kamp 

Kasbach 

Kaub 

Kestert 

Langscheid 

Leubsdorf 

Leutesdorf 

Linz 

Manubach 

Niederburg 

Niederheimbach 

Nochern 

Oberdiebach 

Oberheimbach 

Oberlahnstein 

Oberspay 

Oberwesel 

Ockenfels 

Osterspai 

Patersberg 

Perscheid 

Remagen 

Rheinbreitbach 

Rheinbrohl 

Rhens 

Steeg 

St. Goar 

St. Goarshausen 

Trechtingshausen 

Unkel 

Urbar 

Vallendar 

Wellmich 

Werlau 

7. Mosel — Saar — Ruwer 

St. Aldegund 

Alf 

Alken 

Andel 

Ayl 

Bausendorf 

Beilstein 

Bekond 

Bernkastel-Kues 

Biebelhausen 

Bilzingen 

Brauneberg 

Bremin 

Briedern 

Briedel 

Brodenbadi 

Bruttig 
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Bullay 

Mesenich (Kreis Zell) 

Burg 

Mesenicn (Kreis Trier) 

Burgen (Kreis Beinkastel) 

Metzdorf 

Burgen (Kreis St. Goar) 

Minden 

Cochem 

Minheim 

Detzem 

Monzel 

Dhron 

Morscheid 

Dieblich 

Moselkern 

Dreis 

Müden 

Ediger 

Mülheim a. d. Mosel 

Eitelsbach 

Neef 

Ellenz-Poltersdorf 

Nehren 

Eller 

Nennig 

Enkirch 

Neumagen 

Ensch 

Niederemmel 

Erden 

Niedermennig 

Ernst 

Nittel 

Fankel 

Oberbillig 

Fastrau 

Oberemmel 

Fell 

Ockfen 

Fellerich 

Olkenbach 

Filsch 

Onsdorf 

Filzen (Mosel) 

Osann 

Filzen (Saar) 

Palzem 

Franzenheim 

Pellingen 

Godendorf 

Perl 

Gondorf 

Piesport 

Graach 

Platten 

Grewenich 

Pommern 

Güls 

Pölich 

Hamm bei Filzen 

Pünderich 

Hatzenport 

Ralingen 

Helfant 

Rehlingen 

Hockweiler 

Reil 

Hupperath 

Riol 

Igel 

Riveris 

Irsch (Mosel) 

Rivenich 

Irsch (Saar) 

Ruwer 

Kanzem 

Saarburg-Beurig 

Karden 

Schleich 

Kasel 

Schoden 

Kastel-Staadt 

Schweich 

Kattenes 

Sehndorf 

Kenn 

Senheim 

Kernscheid 

Serrig 

Kesten 

Soest 

Kinheim 

Starkenburg 

Klotten 

Tarforst 

Klüsserath 

Tawein 

Kobern 

Temmels 

Koblenz-Stadt 

Thörnich 

Kommlingen 

Traben-Trarbach 

Konz 

Treis 

Köllig 

Trier-Stadt 

Könen 

Trittenheim 

Köwerich 

Uerzig 

Krettnach-Obermennig 

Valwig 

Kröv 

Veldenz 

Krutweiler 

Waldiach 

Langsur 

Wasserliesch 

Lay 

Wawern 

Lehmen 

Wehlen 

Leiwen 

Wehr 

Liersberg 

Wellen 

Lieser 

Wiltingen 

Longen 

Wincheringen 

Longuich-Kirsch 

Winningen 

Löf 

Wintersdorf 

Lörsdi 

Lösnich 

Wintrich 

Maring-Noviand 

Wittlidi 

Mehring 

Wolf 

Merl 

Zell 

Mertesdorf 

Zeltingen-Rachtig 
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8. Nahe 

Argenschwang 

Auen 

Bad Kreuznach 

Bad Münster am Stein 

Bärwciler 

Bingerbrück 

Bocken au 

Boos 

Braunenweiler 

Breitenheim 

Bretzenheim (Nahe) 

Burgsponheim 

Dalberg 

Desloch 

Dorsheim 

Eckenroth 

Genheim 

Gutenberg 

Hargesheim 

Hausweiler 

Heddesheim 

Heimberg 

Hergenfeld 

Hochstetten 

Hüffelsheim 

Jeckenbach 

Kappeln 

Katzenbach 

Kirschroth 

Krebsweiler 

Langenlonsheim 

Langenthal 

Langweiler 

Laubenheim (Nahe) 

Lausdiied 

Löllbach 

Mandel 

Martinslein 

Medard 

Meddersheim 

Meisenheim 

Merxheim 

Monzingen 

Münster-Sarmsheim 

Niedereisenbach 

Niederhausen 

Norheim 

Nußbaum 

Oberstreit 

Offenbach (Glan) 

Pferdsfeld 

Ransweiler 

Raumbach 

Roxheim 

Rüdesheim 

Rümmelsheim 

Sankt Katharinen 

Schloßböckelheim 

Schöneberg 

Schweppenhausen 

Simmern unter Dhaun 

Sobernheim 

Sommerloch 

Spabrücken 

Sponheim 

Staudernheim 

Stromberg 

Traisen 

Waldalgesheim 

Waldböckelheim 

Waldhilbersheim 


Waldlaubersheim 

Wallhausen 

Weiler bei Bingerbrück 

Weiler bei Monzingen 

Weinsheim 

Wiesweiler 

Windesheim 

Winzenheim 

9. Rheingau 

Aßmannshausen 

Aulhausen 

Eltville 

Erbach/Rhg. 

Frauenstein 

Geisenheim 

Hallgarten 

Hattenheim 

Hochheim 

Johannisberg 

Kiedrich 

Lorch/Rh. 

Lorchhausen 

Martinsthal 

Mittelheim 

Niederwalluf 

Oberwalluf 

Oestrich 

Rauenthal 

Rüdesheim 

Schloß Johannisberg 

Schloß Vollrads 

Steinberg 

Wicker 

Wiesbaden 

Winkel 


10. Rheinhessen 

Abenheim 

Albig 

Alsheim 

Alzey 

Appenheim 

Armsheim 

Aspisheim 

Bechtheim 

Bingen 

Bodenheim 

Bosenheim 

Bubenheim 

Dalheim 

Dalsheim 

Dexheim 

Dienheim 

Dorn-Dürkheim 

Dromersheim 

Ebersheim 

Eckelsheim 

Elsheim 

Ensheim 

Essenheim 

Flonheim 

Framersheim 

Gau-Algesheim 

Gau-Bickelheim 

Gau-Bischofsheim 

Gau-Heppenheim 

Gau-Odernheim 

Gau-Weinheim 

Groß-Winternheim 

Gundersheim 
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Cundhciiii 

Gunlcrsblum 

Hackenhciin 

Hahnheim 

Harxheim 

Heimersheim 

Hillesheim 

Hohen-Suliien 

Horrweiler 

Ingelheim 

Jugenheim 

Laubenheim 

Luclwigshöhe 

Mainz-Stadt 

Mettenheim 

Mommenheim 

Mölsheim 

Monsheim 

Monzernheim 

Nackenheim 

Nieder-Flörsheim 

Nieder-Saiilheim 

Nierstein 

Ober-Ingelheim 

Ockenheim 

Oppenheim 

Osthofen 

Partenheim 

Pfaffen-Sdiwabenheim 

Pfeddersheim 

Planig 

Schwabenheim 

Schwabsburg 

Selzen 

Spiesheim 

Sprendlingen 

Sladedcen 

St. Johann 

Sulzheim 

Udenheim 

Uelversheim 

Uffhofen 

Vendersheim 

Volxheim 

Wachenheim 

Wallertheim 

Weinheim 

Weinolsheim 

Westhofen 

Wolfsheim 

Wöllstein 

Worms (Stadt und Vororte) 

Wörrstadt 

Zornheim 

Zotzenheim 

ii. Rheinpfalz 

Albersweiler 

Albishcim/Pfrimm 

Albshcim a. d. Eis 

Alsenz 

Altdorf 

AUenbamberg 

Appenhofen 

Arzheim 

Asselheim 

Bad Dürkheim 

Bayerfeld'Stockweiler 

Berghausen 

Bergzabern 

Billiyheiin 

Birkweiler 

Bissersheim 


Roh in gen 

Bübenheim am Berg 

Böchingen 

Bülanden 

Bornheim 

Burrweiler 

Callbach 

Dackenheim 

Dammheim 

Deidesheim 

Diedesfeld 

Dielkirchen 

Dirmstein 

Dörrenbach 

Duchroth-Oberhausen 

Duttweiler 

Ebernburg 

Edenküben 

Edesheim 

Einselthum 

Ellerstadt 

Erpolzheim 

Eschbadi 

Essingen 

Feilbingert 

Flemlingen 

Forst 

Frankweiler 

Freimersheim 

Freinsheim 

Friedelsheim 

Gerolsheim 

Gimmeldingen 

Gleisweiler 

Gleiszellen-Gleishorbadi 

Gräfenhausen 

Godramstein 

Göcklingen 

Gönnheim 

Großbockenheim 

Großfischlingen 

Großkarlbach 

Grünstadt 

Haardt 

Hainfeld 

Hallgarten 

Hambach 

Harxheim 

Heiligenstein 

Herxheim am Berg 

Heudielheim 

Hochstätten 

Ilbesheim 

Ilbesheim bei Landau 
Impflingen 
Kalkhofen 
Kallstadt 

Kcipellen-Drusweiler 

Kindenheim 

Kirdiheim an der Weinstraße 

Kirchheimbolanden 

Kirrweiler 

Kleinkarlbadi 

Klingen 

Klingenmünster 

Knöringen 

Königsbach 

Ladum-Speyerdorf 

Landau/ PI alz 

Laumersheim 

Lauterecken 

Leinsweiler 

Leistadt 
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Lettweiler 

Maikammer 

Mechtersheim 

Meckenheim 

Mörzheim 

Mußbach 

Mülheim a. d. Eis 

Münsterappel 

Neuleiningen 

Neustadt a. d. Weinstraße 

Niederhochstadt 

Niederhorbach 

Niederhausen a. d. Appel 

Niederkirchen 

Niedermoschel 

Niefernheim 

Nußdorf 

Oberhüchstadt 

Oberlustadt 

Obermoschel 

Oberndorf 

Obcrotterbach 

Odernheim 

Pleisweiler-Oberhofen 

Ranschbach 

Rechtenbach 

Rehborn 

Rhodt unter Rietburg 

Rockenhausen 

Roschbach 

Ruppertsberg 

Sankt Marlin 

Sausenheim 

Schweigen 

Schweighofen 

Siebeldingen 

Steinweiler 

Ungstein 

Unkenbach 

Venningen 

Wachenheim a. d. Weinsliaße 

Walsheim 

Weingarten 

Weisenheim am Berg 

Weisenheim am Sand 

Weyher 

Winden 

Winterborn 

Wolfstcin 

Wollmesheim 

Zell 


12. Siebengebirge 

Honnef 

Königswinter 

Niederdollendorf 


Oberdollendorf 

Rhöndorf 

13. Württemberg 

Adolzfurt 

Beilstein 

Besigheim 

Beutelsbach 

Bönnigheim 

Brackenheim 

Cleebronn 

Griesbach 

Uerdingen 

Dürrenzimmern 

Eberstadt 

Endersbach 

Erlenbach 

Eschelbach 

Eßlingen 

Fellbadi 

Flein 

Grantschen 

Geradstetten 

Großbottwar 

Großheppach 

Grunbach 

Harsberg 

Heilbronn 

Hessigheim 

Hohenhaslach 

Horrheim 

Ingelfingen 

Kleinbottwar 

Kleinheppach 

Korb 

Lauffen a. N. 

Lehrensteinsfeld 

Löchgau 

Löw^enstein 

Markelsheim 

Michelbach a. W. 

Mundelsheim 

Niederhall 

Nordheim 

Oberstenfeld 

Pfcdelbach 

Roßwag 

Schnait 

Schwaigern 

Stetten i. R. 

Strümpfelbach 

Stuttgart 

Verrenberg 

Walheim 

Weikersheim 

Weinsberg 

Willsbach 


C. Sonstige Herkunftsangaben 

Deutscher Weißwein 
Deutscher Rotwein 
Deulsdier Sekt 


D. Regionale Herkunftsangaben 

Liebfrauenmilch 

Liebfraumilch 
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IL 

Ernährung und Landwirtschaft 


Backwaren 

Aachener Printen 
Bremer Klaben 
Dresdner Christstollen 
Freiburger Brezeln 
Frieclrichsdorfer Zwieback 
Liegnilzer Bomben 
Nürnberger Lebkuchen 
Rheinisches Schwarzbrot 
Rheinisches Vollkornbrot 
Westfälischer Pumpernickel 
Westfälisches Schwarzbrot 

Fischwaren 

Büsumer Krabben 
Husumer Krabben 
Flensburger Aal 
Kieler Sprotten 

rieischwaren 

Braunschweiger Mettwurst 
Coburger Kernschinken 

Frankfurter Würstchen (nicht „Frankfurtern", 

„Saucisse de Francfort" oder „Salsiccia di Francoforte") 

Halberstädter Würstchen 

Holsteiner Katenschinken, -Wurst 

Münchener Weißwürste 

Nürnberger Bratwürste 

Regensburger Würste 

Rügenwalder Teewurst 

Schwarzwälder Speck 

Thüringer Wurst 

Westfälischer Schinken 

Bier 

Allgäuer Bier 
Augsburger Bier 
Bayerisches Bier 
Berliner Weiße 
Bitburger Bier 
Dortmunder Bier 
Düsseldorfer Alt-Bier 
Hamburger Bier 
Herrenhäuser Bier 
Hofer Bier 
Keinptener Bier 
Kölsch -Bi er 
Kulmbacher Bier 
Münchener Bier 
Nürnberger Bier 
Regensburger Bier 
Stuttgarter Bier 
Würzburger Bier 

Mineralwasser 

Birresborner Sprudel 
Dauner Sprudel 
Fachiiiger Wasser 
Gerolsteiner Mineralwasser 
Offenbacher Sprudel 
Pyrmonter Säuerling 
Rhenser Sprudel 
Roisdorfer (Wasser) 

Selters (nicht „Selterswasser") 

Teinachcr Sprudel 
Tönnissteiner Sprudel 
Wildunger Wasser 


Spirituosen 

Bayerischer Gebirgsenzian 
Berliner Kümmel 
Chiemseer Klosterlikör 
Deutscher Korn 
Deutscher Kornbrand 
Deutscher Weinbrand 
Ettaler Klosterlikör 
Hamburger Kümmel 
Königsberger Bärenfang 
Münchener Kümmel 
Ostpreußischer Bärenfang 
Schwarzwälder Himbeergeist 
Schwarzwälder Kirsch 
Steinhäger 
Stonsdorfer 

Hopfen 

Badischer Hopfen 
Hallertauer Hopfen 
Hersbrucker Hopfen 
Jura Hopfen 
Rheinpfälzer Hopfen 

Rottenburg-Herrenberg-Weil-der-Stadt Hopfen 
Spalter Hopfen 
Tettnangcr Hopfen 

Saatgut 

Erfurter Gartenbauerzeugnisse 
Erfurter Sämereien 

Gelbklee: 

Alb-Schwedenklee 

Rotklee: 

Eifier Rotklee 
Probsteier Rotklee 
Württemberger 

Weißklee: 

Chiemgauer Weißklee 
Probsteier Weißklee 

Luzerne: 

Altfränkische-Baden-Württemberg 
Al If r ä n k i s ch e- W ü rzb u rg 
Eitler Luzerne 

Süßwaren 

Bayerisches Blockmalz 
Kölner Zucker 
Königsberger Marzipan 
Lübecker Marzipan 
Neißer Konfekt 

Schwartauer Süßwaren, -Marmelade, -Bonbons 

Verschiedenes 

Allgäuer Weißlacker 
Bayerische Pfifferlinge 
Bayerische Steinpilze 
Braunschweiger Konserven 
Bremer Kaffee 
Düsseldorfer Senf 
Filder Sauerkraut 
Hamburger Kaffee 
Neußer Sauerkraut 
Rheinisches Sauerkraut 
Schwetzinger Spargel 
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m. 


Gewerbliche Wirtschaft 


Glas> und Porzellanwaren 

Bavaria (Bayerisches) Glas 
Bavaria Porzellan 
Berliner Porzellan 
Dresdner Porzellan 
Fürstenberg Porzellan 
Höchster Porzellan 
Ludwigsburger Porzellan 
Nymphenburger Porzellan 

Heilmittel 

Baden-Badener Pastillen 
Einser Pastillen, -Salz, -Balsam, -Krändien 
Kissinger Pillen, -Tabletten, -Salz 
Regensburger Karmel i tengeist 
Tölzer Jod Tabletten, -Quellsalz, -Seife 

Kohle, Koks 

Rheinische Braunkohle 
Ruhrkohle 
Saarkohle 
Westfalen-Koks 

Kunstgewerbliche Erzeugnisse 

Münchener W a chsfi gu ren 
Oberaminergauei Holzschnitzereien 

Lederwaren 

Offenbacher Lederwaren 

Maschinen, Stahl- und Eisenwaren 


Parfümeriewaren 

Kölnisch W'asser (nicht „Eau de Cologne" oder 
„Acqiia di Colonia") 

Schmuck waren 

Neu-Gablonzer Schmuck-, Glaswaren 
Gniünder Silber (-waren) 
ldar-0!iersteincr Schmuck (-waren) 
Plorzhcimer Sdimuck (-waren) 


Spiele, Spielwaren und Musikinstrumente 

Bielefelder Spielkarten 
Erzgebirgische Spielwaren 
Mittenwalder Geigen 
Nürnberger Spielwaren 
Ravensburger Spiele, -Werkkasten 


Steinzeug, Steine, Erden 

Deutsches Steinzeug 
Hunsrücker Schiefer 
Karlsruher Majolika 
Kiefersfelder Marmor, -Zement 
Klingenberger Ton 
Mettlacher Fliesen 
Moselschiefer 

Solnhofener Lithographiersteine, -Platten 

Taunus-Quarzit 

Taiiniis-Hart-Quarzit 

Taunus-Fels-Hart-Quarzit 

Trierer Gips, -Kalk, -Zement 

Ulraer Weiß 

W es ter w d l der Steinzeug 


Tabak waren 

Bremer Zigarren 
Blinder Zigarren 
Hamburger Zigarren 
Nordhauser Kautabak 


Textilerzeugnisse 

Aachener Tuche 
Augsburger Stoffe 

Barmer Artikel (Bänder, Besätze, Litzen, Spitzen, 
Geflechte) 

Bayerischer Loden 
Bielefelder Leinen, -Wasche 
Blaubeurener Leinen 
Dürener Teppiche 
Erzgebirgische Klöppelarbeit 
Gögginger Nähfäden 
Krefelder Krawatten, -Samt, -Seide 
Laichinger Leinen, -Wäsche 
Lindener Samt, -Tuch 
Münchener Loden, -Trachten 
Rosenheimer Gummimäntel 
Schützer Leinen 
Steinhuder Leinen 
Westfälisches Haustuch 


Uhren 

Glashütter Uhren 
Sdiwarzwülder Uhren 
Schwenninger Uhren 

Verschiedenes 

Dürener Feinpapier 

rüsseii-lmincnstacller 1 lanferzeugnisse, -Bindfaden 
-Webgarne 


Aachener Nadeln 
Bergische Achsen 
Bielefelder Fahrräder 
Deutz{er) Motoren 
Friedrichstaler Handarbeitsgeräte 
Hamborner Kipper 

Heidelberg(er) (-Druckmaschine, -Druckautoinat, -Zylinder) 

Hildener Kessel 

Königsbronner Walzen 

Musbach Metall 

Quint-Öfen 

Remscheider Werkzeuge 
Rottweiler Jagdpatronen 
Schwabacher Textilnadeln 
Schweinfurter Kugellager 
Siegener Fallkipper 
Siegeiier Puffer 

Solinger Stahl- und Schneidwaren 
TuttÜnger Instrumente 
Wasseralfinger Stähle, -Öfen 
Wiehler Achsen 
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Anlage B 

L 

Weine 

A. Westschweiz 


Oeil de Perdrix 


Aniigne 

Dole 

Pendant 

Goron 


Regionale Herkunftsangabe: 

1. Kanton Wallis 

Regionale Herkunftsangaben: 

Heidenwein 
Höllenwein 
Johannisberg 
Vin du Glacier 


Ardon 

Ayent 

Brainois (Brärnis) 

Branson 

Chamoson 

Charrat 

Chermignon 

Clavoz 

Conthey 

Coquimpex 

Pul ly 

Granges 

Grimisuat 

Lenk (Loeche) 

Ley tron 
Magnot 

Mai tigny (ivlai tinach) 

VI i ege 

Molignon 


Chablais 
Coleaux du Jura 
La Cöte 


Dorin 


Aiqle 

Bex 

Ollon 


Arnex 

Bonvillars 

Goncise 

Corcelle 


Aubonne 
Begnins 
Bougy- Villa rs 
Bursinel 
Bursins 

Chateau de Luins 

Coinsins 

Fecby 

Founex 

Gilly 


Genieinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Montagnon 

Montana 

Muraz 

Raron (Rarogne) 

Riddes 

Saillon 

Salquenen (Salgesch) 

Sdviese 

Saxon 

Sierre (Siders) 

Sion (Sitten) 

St. Leonard 

St. Pierre de Clages 

Uvrier 

Varen (Varone) 
Vetroz 
Visp (Viegp) 
X’isperterminen 

2. Kanton Waadt 

Gebietsnamen: 

Lavaux 

Vully 

Regionale Herkunftsangaben: 

Salvagnin 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen; 

Chablais: 

Villeneuve 

Yvorne 

Coteaux du Jura: 

Grandson 

Onnens 

Orbe 

La Cote: 

Luins 

Mont s. Rolle 

Morges 

Nyon 

Perroy 

Rolle 

Turtegniri 

Vinzel 

Vufllens le Chateau 
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Blonay 

Lavaux: 

Lutry 

Burignon 

Montreux 

Charclonne 

Paudex 

Chexbres 

Pully 

Corseaux 

Ri ex 

Corsier 

Rivaz 

Cully 

St. Legier 

Cure d'Attalens 

St. Saphorin 

Dezaley 

Treytorrens 

Epesscs 

Vevey 

Faverges 

Villette 

Grandvaux 

Vadamand 

Mandement 

Bernex 

Vully: 

3. Kanton Genf 

Gebietsname; 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Lully 

Bourdigny 

Meinier 

Dardagny 

Peissy 

Essertines 

Russin 

Jussy 

Satigny 



4. Kanton Neuenburg 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Auvernier 

Cortaillod 

Bevaix 

Cressier 

Boudry 

Hauterive 

Champreveyres 

La Coudre 

Colombier 

Le Landeron 

Corcelles 

St. Aubin 

Cormondreche 

St. Blaise 

Cornaux 

Vully 

Cheyres 

5. Kanton Frei bürg 

Gebietsname: 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen 

Nant 

Mötier 

Praz 

Mur 

Sugiez 


Bieleisce 

6. Kanton Bern 

Gebietsname: 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Alfermee 

Schernelz (Cergnaux) 

Chavanncs (Schahs) 

St. Petersinsel 

Erlach (Ceiiier) 

Spiez 

La Ncuveville (Neuenstadt) 

Tüscherz (Daucher) 

Ligcrz (Gieresse) 

Twann (Douanne) 

Oberhofen 

Vingelz (Vigneule) 
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B. (jstschweiz 

Regionale Herkunftsangabe: 


Clevner 

1. Kanton Zürich 

Gebietsnamen: 

Zürichsee Weinland / Kanton Zürich 

Liinmattal (nicht Weinland ohne Zusatz) 

Zürcher Unterland 


Regionale Herkunftsangaben: 


Weinlandwein 

Zürichseewein 


Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen 


Zürichsee: 

Appenhalde 

Mariahalde 

Erlenbach 

Meilen 

Feldbach 

Schipfgut 

Herrliberg 

Stäfa 

Hombrechtikon 

Sternenhalde 

Küsnacht 

Turmgut 

Lattenberg 

Uetikon a. See 

Männedorf 

Wädenswil 


Limmattal; 


Weiningen 


Bachenbülach 

Boppelsen 

Buchs 

Bülach 

Dättlikon 

Dielsdorf 

Eglisau 

Freionstein 

Heiligberg 

Hüntwangen 


Andclfingen 

Benken 

Berg am Irchel 

Dachsen 

Dinhard 

Dorf 

Flaach 

Flurlingen 

Henggart 

Hettlingen 

Humlikon 

Neftenbach 

Ossingen 

Rheinau 


Beringen 

Blaurock 

Buchberg 

Chäferstei 

Dörflingen 


Zürcher Unterland: 

Oberembrach 

Otelfingen 

Rafz 

Regensberg 
Schloß Teufen 
Steig-Wartberg 
Wasteikingen 
Wil 

Winkel 


Weinland Kanton Zürich 

(nicht Weinland ohne Zusatz) 

Rickenbach 

Rudolfingen 

Schiterberg 

Schloß Goldenberg 

Stammheim 

Trüllikon 

Trüllisberg 

Truttikon 

Uhwiesen 

Wiesendangen 

Winterthur-Wülflingen 

Worrcnbe.rg 

Volken 


2. Kanton Schaffhausen 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Eisenhalde 

Gächlingen 

Hallau 

Heerenberg 

Löhningen 
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Munot 

Siblingen 

Obei Iidllau 

Stein a. Rhein 

Ostorlirigen 

Thayngen 

Rheinlniide 

Trasadingen 

Rikilingen 

Wildlingen 

3. Kanton Thurgau 

Geineitide-, Lage- und Weingutnamen; 

Aniiikon 

Kalchrain 

Arencnberg 

Karthduse Ittingca 

Bcichlubel 

Neunforn 

Burghof 

Nussbaumen 

Ermatingeu 

Ottenberg 

Gölighofeii 

Schlattingen 

Herdern 

Sonnenberg 

Hüttwilen 

Warth 

Iselisberg 

Weinfelden 

4. Kanton St. Gallen 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Altslatteii 

Pfauenhalde 

Au 

Ragaz 

Balgach 

Rapperswil 

Bernech 

Rebstein 

Buchberg 

Rosenberg 

Eichberg 

Sargans 

Forst 

Thal 

Freudenberg 

Walenstadt 

Marbach 

Wartau 

Meis 

Werdenberg 

Monstein 

Pfäfers 

Wil 

5. Kanton Graubünden 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Chur 

Malans 

Costams 

Maienfeld 

Flasch 

St. Luzisteig 

igis 

Trimmis 

Jenins 

Zizers 

6. Kanton Aargau 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Baden 

Klingnau 

Birmenstorf 

Mandach 

Bözen 

Remigen 

Brestenberg 

Rüfenach 

Döttingen 

Schinznach 

Effingen 

Sdilossberg 

Elfingen 

Seengen 

Ennetbaden 

Steinbruck 

Goldwand 

Tegerfclden 

Herrenberg 

Vilbgen 

Hornussen 

Wettingen 

C. Übrige Schweiz 

t. Kanton Baselland 

Gemeinde-, Lage- und Weingutnamen: 

Ae sch 

Maisprach 

Arleslieini 

Muttcnz 

Ben keil 

Pratteln 

Biel 

Tschapperii 

Buus 

Klus 

Wintersingen 
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2. Kanton Luzern 

Gemeindename: 

Heidegg 

3. Kanton Schwyz 

Gemeindename: 

Leutschen 


4. Kanton Tessin 

Regionale Herkunftsangabe: 

Bondola Nostrano 


11 . 

Ernährung und Landwirtschaft 


Badener Kräbeli 
Emmentaler Bretzeli 
Engadiner Nußtorte 
Hegnauer Bauernbrot 
Jura Waffeln 


Birra Bellinzona 
Churer Bier 
Engadiner Bier 
Frauenfelder Bier 
Hochdorfer Bier 
Biere d’Orbe 


Escargols d'Areuse 


Hallwiler Balchen 


Saucisses d’Ajoie 
Bassersdorfer Schüblig 

Emmentaler Würstdien (nicht Emmentalcrli) 


Back- und Süßwaren: 

Jura Züngli (Biseuits) 

Biseuits du Leman 
Toggenburger Waffeln und Biseuits 
Willisduer Ringli 
Winterthurer Kekse 


Bier: 

Sebwander Bier 
Uetliberg-Märzen 
Uster Bier 
Uto-Bock 

Wädenswiler Bier 
Wcinfeldner Bier 

Delikatessen: 


Fischwaren: 

Sempachcr Balchen 


Fleisch waren: 

Hallauer Schüblig, Schinkenwurst 
Charcuterie Payernoise 


Oensinger Steckzwiebeln 


Bischofszeller Konserven 
Lenzburgei Konserven 
Rorschacher Konserven 


Gartenbauerzeugnisse: 


Konserven: 

Saiganser Konserven 
Walliseller Konserven 


Milch- und Käseprodukte: 


Bagnes 

Bellelay Käse (Tete de Moine) 

Brienzer Mutschli 
Emmentaler Käse 
Gomser Käse 
Greyerzerkäse (Gruyere) 

(nicht „Gruyere de Comte" oder Gruyere französischen 
Ursprungs oder Gruyere mit Angabe des flerstellungs- 


landes in nach Schriftart, Größe und Farbe gleichen 
Buchstaben) 

Vacherin Mont d'Or 
Piora Käse 
Saanenkäse 
Sbrinzkäse 
Ursernkäse 
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Adelbodner 

Aproz 

Eglisauer 

Eimer 

Eptingei 

Henniez 

Knutwiler 

Lostorfer 

Meltinger 


Kirsdi de la Beröche 

Marc de Dole 

Fricktaler Kirsch 

Fricklaler Pflümliwasser 

Innersdiwyzer Kräuterbranntwein 

Jura Enzian 


Mineralwasser: 

Nendaz 

Passugger 

Rhäzünser 

Romanei 

Sassal 

Sissacher 

Weissenburger 

Zurzacher 


Spirituosen: 

Rigi Kirsch 
Scbwarzbuben Kirsch 
Seeländer Pflümliwasser 
Spiezer Kirsch 
Urschwyzer Kirsch 

Tabak: 


Brissago 


IIL 

Gewerbliche Wirtschaft 
Glas- und Porzellanwaren: 

Bülacher Glas Verre de St. Prex 

Langenthal 

Kunstgewerbliche Erzeugnisse: 

Lötschentaler Masken 
Saaser Möbel 

Maschinen, Stahl- und Eisenwaren: 

Choindez-Röhren Netstaler Spritzgußmaschinen, Pressen 

Gerlafinger Spezialprofile Oerlikoner Maschinen, elektrische Apparate 

Kluser Armaturen, Kochgeschirre, Öfen Rondez-Schachtguß 

Menziken-Maschinen, Leichtmetallwaren 


Brienzer Holzschnitzereien 
Brienzer Uhren 


Chamer Papier 


Papierwaren: 


Boites ä musique de Ste. Croix 


Spiele, Spielwaren und Musikinstrumente: 


Lägern Kalk 


Steinzeug, Steine, Erden: 

Weiacher-Kies 

Textilerzeugnisse: 


Aegeri Garne 
Lorze-Garne 


Saaser Handgewebe 
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Der Stciatssekretcir 
des Auswärtigen Amts 

Bonn, den 7. März 1967 


Seiner Exzellenz 

dem Schweizerischen Botschafter 

Herrn Dr. Max T r o e n d 1 e 


Herr Botschafter, 

unter Bezugnahme auf Nummer 7 des heute Unterzeich- 
neten Protokolls zu dem Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft über den Schutz von Herkunftsangaben und 
anderen geographischen Bezeichnungen beehre ich mich, 
Ihnen zu bestätigen, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die Schweizerische Eidgenossenschaft die Ver- 
handlungen über die Angabe des Herstellungslandes 
auf dem als „Emmentaler" bezeichneten Käse neu auf- 
nehmen werden, falls im Rahmen der Organisation der 
V^ereinten Nationen für Ernährung und Landwirtschaft 
und der Weltgcsuiidheitsorganisalion (FAO/WHO) ein 
Standard für „Emmentaler" angenommen wird, in dem 
an das Erfordernis der Angabe des Herkunftslandes 
geringere Anforderungen als in Nummer 7 Satz 2 des 
oben erwähnten Protokolls gestellt werden. 

Dieses Schreiben und Ihr entsprechendes Antwort- 
schreiben sollen eine Vereinbarung zwischen den beiden 
Verlragstaaten bilden, die gleichzeitig mit dem oben- 
genannten Vertrag in Kraft treten soll. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den -Xusdrufk 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Schütz 


Der Schw eizcuische Botschafter 

Bonn, den 7 März 1967 


An den 

Staatssekretär des Auswärtigen .\mts 
1 !erm Klaus Schütz 


Herr Staatssekretär, 

ich habe die Ehre, den Empfang Ihres Schreibens vom 
heutigen Tage zu bestätigen, das folgenden Wortlaut 
hat: 

„Unter Bezugnahme auf Nummer 7 des heute Unter- 
zeichneten Protokolls zu dem Vertrag zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über den Schutz von Herkunftsangaben 
lind anderen geographischen Bezeichnungen beehre ich 
mich, Ihnen zu bestätigen, daß die Bundesrepublik 
Deulschiand und die Schweizerische Eidgenossenschaft die 
Verhandlungen über die Angabe des Herstellungslandes 
auf dem als .Emmentaler' bezeichneten Käse neu aufneh- 
rnen werden, falls im Rahmen der Organisation der Ver- 
einten Nationen für Ernährung und Landwirtschaft und 
der Weltgesundheitsorganisation (FAO'WHO) ein Stan- 
dard für .Emmentaler' angenommen wird, in dem an das 
Erfordernis der Angabe des Herkunftslandes geringere 
Anforderungen als in Nummer 7 Salz 2 des oben erwähn- 
ten Protokolls gestellt w^erden. 

Dieses Schreiben und Ihr entsprechendes Antwort- 
schreiben sollen eine Vereinbarung zwischen den beiden 
X'erlragstaalen bilden, die gleichzeitig mit dem oben- 
genannten Vertrag in Kraft treten soll." 

Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuleilen, daß meine Regie- 
rung mit dem Inhalt Ihres Schreibens einverstanden ist 
und daß Ihr Schreiben und dieses Antwortschreiben eine 
VerGinbarimg zwischen den beiden Vertragslaalcn bilden 
sollen, die gleichzeitig mit dem obengenannten Vertrag 
m Kraft tritt. 

Genehmigeui Sie, Herr Staatssekretär, die V’^ersicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Ti oendle 
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Denkschrift zum Vertrag 


I. Allgemeines 

Der in Bonn am 7, Marz 1967 Unterzeichnete deutsch- 
schweizerische Vertrag verfolgt den Zweck, den 
Schutz der im geschäftlichen Verkehr zur Kennzeich- 
nung gewerblicher und landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse benutzten geographischen Bezeichnungen im 
Verhältnis zwischen beiden Ländern zu gewähr- 
leisten und zu verstärken. Er ist der vierte Vertrag, 
den die Bundesrepublik Deutschland zu diesem 
Zweck geschlossen hat. Entsprechende Abkommen 
sind bereits mit Frankreich (Abkommen vom 6. März 
1960, Bundesgesetzbl. 1961 11 S. 22), Italien (Abkom- 
men vom 23. Juli 1963, Bundesgesetzbl. 1965 11 S. 156) 
und Griechenland (Abkommen vom 16. April 1964, 
Bundesgesetzbl. 1965 II S. 176) abgeschlossen wor- 
den. Wie diese Abkommen soll der deutsch-schwei- 
zerische Vertrag dazu beitragen, die Interessen der 
deutschen Exportwirtschaft in anderen Staaten zu 
schützen. Die Bundesregierung ist bemüht, ent- 
sprechende Verträge noch mit weiteren Staaten zu 
schließen, um in möglichst vielen Ländern den Schulz 
deutscher geographischer Bezeichnungen für deut- 
sche Unternehmen zu verstärken und die mißbräuch- 
liche Benutzung solcher Bezeichnungen für nicht 
deutsche Waren und Erzeugnisse zu unterbinden. 

Die Bestimmungen des deutsch-schweizerischen Ver- 
trags entsprechen im wesentlichen den Bestimmun- 
gen der Abkommen mit Frankreich, Italien und 
Griechenland. Abweichungen und zusätzliche Be- 
stimmungen beruhen auf Besonderheiten im deutsch- 
schweizerischen Wnhältnis, insbesondere darauf, 
daß die Schweiz ein überwiegend deutschsprachiges 
Land ist und geographische und sonstige im ge- 
schäftlichen Verkehr benutzte Bezeichnungen (Fir- 
men, Namen natürlicher Personen, Warenzeichen) 
aus einem Vertragstaat mit geographischen Bezeich- 
nungen des anderen Vertragstaats übereinstimmen 
oder verwechselbar sind. 

Der deutsch-scjhweizerische Vertrag beruht wie die 
Abkommen mit Frankreich, Italien und Griechenland 
aut dem Grundsatz, daß für die materiellen Voraus- 
setzungen des Schutzes der geographischen Bezeich- 
nungen im anderen Staat jeweils das Recht des Ur- 
sprungslands maßgebend sein soll. In dieser Rege- 
lung besteht die entscheidende Neuerung und Ver- 
besserung, die der Vertrag im Verhältnis zum gel- 
tenden Recht beider Länder zur Folge haben wird. 
Die geschützten geographischen Bezeichnungen sind 
grundsätzlich im anderen Staat ausschließlich den 
Waren und Erzeugnissen des Ursprungslands Vorbe- 
halten und dürfen dort nur unter denselben Voraus- 
setzungen wie im Ursprungsland benutzt werden 
(Artikel 2 und 3 des Vertrags). In beiden Ländern 
dürfen daher nach Inkrafttreten des Vertrags unter 
den geschützten Bezeichnungen nur Waren und Er- 
zeugnisse gleicher Herkunft und, soweit das Ur- 
sprungsland auch eine bestimmte Qualität vor- 
schreibt (wie z, B. das Gesetz zum Schutz des Namens 
Solingen vom 25. Juli 1938, RGBl I S. 954 für Schnoid- 
waron, die mit einem Hinwmis auf Solingen versehen 
werden), gleicher Qualität vertrieben werden. Die 
für die Export Wirtschaft beider Länder nachteilige 
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Benutzung ihrer geographischen Bezeichnungen für 
andere Waren soll durch den Vertrag verhindert 
und damit auch einer Irreführung der Abnehmer vor- 
gebeugt wmrden. 

Soweit die Bestimmungen dos deutsch-schweizeri- 
schen Vertrags mit den Bestimmungen des deutsch- 
französischen Abkommens vom 8. März 1960, des 
deutsch-italienischen Abkommens vom 23. Juli 1963 
und des deutsch-griechischen Abkommens vom 
16. April 1964 übcireirstimmen, kann auf die Denk- 
schriften zu diesen Abkommen (Bundestagsdruck- 
sache III 2061 S. 25, Bundestagsdrucksache IV/1925 
S. 33 und Bunclestagsdrucksache IV''2643 S. 19) Bezug 
genommen wmrdon. Soweit sich die Texte unterschei- 
den, sind in Teil II dieser Denkschrift die Gründe für 
die Abweichungen aufgeführt, 

II. Besonderes 

Z in überschritt d e s V e r t r a g s 

Statt der Bezeichnung „Abkommen" ist die Bezeich- 
nung „Vertrag" gewählt worden, weil nach der 
neuen Terminologie internationale Vereinbarungen, 
die von den Staatsoberhäuptern geschlossen werden, 
als Vertrag bezeichnet werden; die Bezeichnung 
„Abkommen" soll nur noch für internationale Ver- 
einbarungen zwischen den Regierungen verwendet 
v/erden. 

Zur P 1 ä a m 13 e 1 d e s V e r t r a g s 

Die Formulierung „Naturerzeugnisse und Erzeug- 
nisse der gewerblichen Wirtschaft" stellt im Gegen- 
satz zur Formulierung „Boden- und Gew^orbeerzeug- 
nisse" eine in beiden Ländern gebräuchlichere For- 
mulierung dar. Die Änderung hat daher nur redak- 
tionelle Bedeutung. 

Zu den Artikeln 2 u n d 3 
Zu Absatz 1 

Die Bestimmungen des Absatzes 1 der Artikel 2 
und 3 stimmen im weseni liehen mit den entsprechen- 
den Bestimmungen des deutsch-französischen, des 
deutsch-italienischen und dos deutsch-griechischen 
Abkommens überein. 

Auf schweizerische Anregung ist jedoch zusätzlich 
eine Bestimmung aufgenomrnen worden, nach der 
auch die Staatsnamen der Vci tragslafiten sowie die 
Namen der deutschen Länder und der schweizeri- 
schen Kantone jc^weiis den Waien und Erzeugnissen 
aus dom Ursprungsland 'Vorbehalten werden. In den 
früheren Abkommen, die diese Bestimmung nicht 
enthalten, ist nur ein Teil dieser Namen dadurch 
Qusdiücklich unter Sduitz gestellt, daß die Bezeich- 
nung „deutsch" und die Bezeichnungen einiger deut- 
scher Länder, die im zwischenstaatlichen Handel für 
Waren und Erzeugnisse benutzt werden, als geogra- 
phische Bezeichnt Ingen mit oder ohne Zusatz von 
Gattungsbezeichnungen in die Anlage A der Ab- 
kommen aufgenommen worden sind. Im übrigen 
kann nach diesen Abkommen die mißbrauch) ich 
Verwendung von Staats- und Ländernamen nur auf 
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Grund des Artikels 5 der Abkommen, der die Ver- 
wendung irrctührcndcr Angaben über die IkrikuniL 
von Waren und Erzeugnissen untersagt, vcrliindert 
werden. Angesichts der Bedeutung der Staats-, Län- 
der- und Kantonsnamen legte die schwoizorische 
Seite Wert aut eine ausdrückliche Vorschrilt über 
dem Schulz dieser Namen im khu trag selbst. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 sollen nach deutscher Aut- 
fdssung nicht nur die Namcm den* Länder der Bundes- 
republik Den Ischl and, sondern die Namen aller deut- 
schen Lander in den Grenzen di'S Deutschen Reichs 
vorn 31. Dezember 1937 geschützt sein. Die dcutsclie 
Delegation hat darum darauf l:>estanden, daß statt 
der Formulierung „Namen der Länder Jc'r Bundes- 
republik Deutschland'', die der Forrnuliening lür die 
schweizerischen Kantone in Artikc'l 3 entsprechen 
würde, die Formulierung „Namen deutscher Länder“ 
gewählt wurde. Die schweizerisciu^ Delegation hat 
diesem Wunsch nach längeren Verhandlungen ent- 
sprochen, aber erlclürt, daß sie der Auslegung der 
Vorschrift durch die schweizerischen Gerichte nicht 
vorgreiten könne. 

Zu Absatz 2 

Die Abkommen mit Fiamik laüch, Italiim iiucl Grie- 
clumlanci sehen für clio in ihren Anlagen im einzel- 
nen aufgetülirtcn Bezeichnungen cjrandsätziich einen 
absoluten Schutz vor; die Bezcüchnungcn dürfen 
nicht nur für die Waren, denen sie in den Ai'iLTgen 
der Abkommen zugeordnet sind, sondern auch für 
andere Waren nur unter den in den Abkommen ge- 
nannten Voraussetzungen benutzt werden. Lediglich 
in den Fällen, in denen die geschützte Bezeichnung 
durch ihre Benutzung für andere Waren in keiner 
Weise beeinträchtigt werden kann, greifen die Be- 
stimmungen der Abkommen nicht ein (Entscheidung 
des OLG Düsseldorf vom 25. November 19GG, „Cham- 
pagner-Woizenbier", 2U 46 GG, Gow'erblichcr Rechts- 
schutz und Urheberrecht, Internationaler Teil 1967 
S. 109). 

Die Gewährung eines uneingeschränkten Schutzes 
für die in den Anlagen des Vertrags aiifgeführten 
Bezeichnungen unabhängig davon, für welche Waren 
sie benutzt wmrden, erschien der Schweizerischen 
Regierung, insbesondere angesichts der Vielzahl der 
geschützten deutschen Bezeichnungen auf dem Wein- 
gebict, von denen nurwmnige im zwischenstaatlichen 
Handel von Bedeutung sind, zu wmitgeliend. Die 
Schweizerische Regierung vertrat den Standpunkt, 
daß der Schutziimfang sich jeweils nach dem Be- 
kannlheitsgrad der einzelnen Bezeichnung richten 
müsse. Daher müsse grundsätzlich der Schutzumfang 
auf die Waren beschränkt bleiben, die in den Anla- 
gen des Vertrags angegeben seien. Nur bei sog. be- 
rühmten Bezeichnungen könne ein wmitergehender 
Sduitzumfang vorgesehen werden. Für die deutsche 
Seite erschien dagegen eine derartige Beschränkuncj 
des Schutzes nicht annehmbar, weil sie nach ilircr 
Auffassung mit dom Sinn und Zweck des Vertrags 
nicht vereinbar genvesen wäre. 

Nach längeren Verhandlungen einigte man sich auf 
eine Kompromißlösung: sie beiiätt zunächst die Be- 
zeichnungen mit besonderer Veikohrsgeltung den 
Waren des Ursprungslands absolut vor (Absatz 2 


Nr. 2). Bei diesen sog. berühmten Bezeichnungen ist 
die Gefahr der mißtjraucülichen Benutzung, mit der 
die Wertvorstellungen der Verbraucherkreise von 
dem Originalerzeugnis für andere Waren ausgeniitzt 
werden, besonders groß. Insoweit unterscheidet sich 
d('r de utsch-sdmveize rische Vertrag nicht von den 
drei anderen Abkommen. Bei den ü irrigen Bezeich- 
nungen soll in Anlehnung an die in der deutschen 
Rechtsprechung zu den anderen Abkommen ent- 
wickelten Grundsätze der jeweilige Schutzuinfang 
davon abliängen, ob die Benutzung der Bezeichnung 
für andere Waren geeignet ist, den Unternehmen, 
die die Bezeichnung im Ursprungsland rechtmäßig 
benutzen, Nachteile im Wettbewerb zuzutiigen. Die 
Benützung der geschützten Bezeichnungen soll also 
zulässig sein, wenn die Bezeichnungen für Waren 
benutzt w^erden, für die wettbeworbsrechtlichc Be- 
rührungspunkte zu den Waren, für die die Original- 
bezcidiniing benutzt wird, nicht bestehen. Selbst 
wenn aber die Benutzung der Bezeichnung für an- 
dere Waren lür die Unternehmen im Ursprungsland 
zu Wettbewerbsnachteilen führen kann, soll sie 
darüber hinaus auch dann zulässig sein, wenn ein 
schutzwürdiges Interesse die Benutzung rechtfertigt, 
etv;a weil die Bezeichnung bereits seit längerer Zeit 
im anderen Land für andere VVmron benutzt worden 
ist. 

Mit dieser Kompromißlösung bleil)t der dcutsch- 
sch weizcrische Vertrag hiiisiditiich des Umfangs der 
Schatzwirkung zwar seinem Wortlaut nach hinter 
den Abkommen mit Frankreich, Italien und Grie- 
chenland zurück. Im praktischen Ergebnis aber wird 
sich kaum ein wesentlicher Unterschied ergehen. 
Auch der „absolute“ Schutz der drei anderen Ab- 
kommen ist, wie die zitierte Entscheidung des 
OLG Düsseidort vom 25. November 1966 zeigt, durch 
das Erfordernis eines Wettbewerbsverhältnisses im 
weitesten Sinne beschränkt, und es ist insoweit im 
deutsch-schweizerisdien Vertrag nur ausdrücklich 
bestimmt, was bei der Anwendung der drei ande- 
ren Abkommen in aller Regel ebcmfalls zu berück- 
sichtigen ist. Nur der ausdrückliche Vorbehalt eines 
der Gewährung des Schutzes entgegenstehenden 
schiitzwürdigen Interesses bedeutet eine bewußte 
rechtliche Einschränkung, der allerdings nur in Aus- 
nahmefällen praktische Bedeutung zukommen 
dürfte. Der rechtliche Unterschied zwischen der 
Regelung des deutsch-schweizerischen V^'ortrags und 
der Regelung der drei anderen Abkommen besteht 
im wesentlichen darin, daß der Vertrag mit der 
Schweiz stärker auf die ßcrücksichtigimg der Ge- 
samtumstände des Einzelfalls auf der Grundlage 
einer Interessenabwägung abstcllt, während die 
anderen Abkommen demgegenüber den Vorrang 
des Schutzes der geographischen Bezeichnungen be- 
tonen. Beide Lösungen aber werden im Ergebnis 
zu weitgehend übereinstimmenden Beurteilungen 
führen. 

Von der Schutzbeschränkung sind die Staats-, Län- 
der- und Kantonsnamen als bekannteste Herkunfts- 
angaben beider Länder ausgenommen. In Artikel 2 
mußte dies ausdrücklich erwälhnt werden, ^vcil in 
der Anlage A dos Vertrags mit den deutschen Be- 
zeichnungen auch Bezeichnungen mit dem Zusatz 
„deutsch“ und Bezeichnungen, die von Ländernamen 
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abgeleitet sind, aufgeführt sind. Von einer Strei- 
chung dieser Bezeichnungen ist abgesehen worden, 
um in der Anlage A möglichst wenig von den ent- 
sprechenden Anlagen der anderen Abkommen ab- 
zuweichen. In die Anlage B des Vertrags mit den 
schweizerischen Bezeichnungen sind dagegen entspre- 
chende Bezeichnungen angesichts des durch Artikel 3 
Abs. 1 gewährleisteten Schutzes von vornherein 
nicht autgenommen worden. 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Durch die Absätze 3 und 4 wird der Tatsache Rech- 
nung getragen, daß wegen der gleichen Sprache in 
beiden Ländern auch viele geographische Bezeich- 
nungen in beiden Ländern übereinstimmen oder 
verwechselbar sind und zudem auch als Familien- 
namen Vorkommen. 

Unternehmen, die ihre Waren in einem mit einer 
geschützten Bezeichnung gleichnamigen Ort oder Ge- 
biet hersteilen, sollen durch den Vertrag nicht ge- 
hindert werden, zutreffend auf die Merkunft ihrer 
Waren hinzuweisen (Absatz 3), es sei denn, daß die 
Verbraucher irregeführt werden (Absatz 5). Auch 
die Benutzung von mit geschützten Bezeichnungen 
übereinstimmenden Personennamen und Personen- 
firmen soll weiterhin uneingeschränkt zulässig sein, 
soweit sie zur Kennzeichnung der Personen oder 
Unternehmen erlorderlich ist (Absatz 4 Satz 1). Diese 
Bestimmung entspricht § 16 des deutschen Waren- 
zeichengesetzes, der eine entsprechende Abgrenzung 
gegenüber Warenzeichen vorsieht. Die kennzeichen- 
mäßige Benutzung von Namen und Personenfirmen 
ist ebenfalls in Anlehnung an das Warenzeichen- 
recht geregelt worden, da der Schutz geographischer 
Bezeichnungen ebenso wie der Warenzeichenschutz 
Dritte von der Benutzung der geschützten Bezeich- 
nung ausschließt und daher die Interessenlage die 
gleiche ist. Wie unter bestimmten Voraussetzungen 
gegenüber einem Warenzeichen eines Dritten (vgl. 
BGH vom 10. November 1965, „Kupferberg", Ge- 
werblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 1966 
S. 623) soll auch gegenüber den geschützten 
geographischen Bezeichnungen die kennzeichen- 
mäßige Benutzung von Namen und Personenfirmen 
dann zulässig sein, wenn ein schutzwürdiges Inter- 
esse an einer solchen Benutzung besteht. 

Die in den Absätzen 3 und 4 geregelten Ausnahmen 
sind nicht auf Personen und Unternehmen in den 
Vertragstaaten beschränkt. Auch außerhalb der Ver- 
tragstaaten gibt es geographische Bezeichnungen 
und Personennamen, die mit geschützten geographi- 
schen Bezeichnungen aus den Vertragstaaten über- 
einstimmen. Angesichts der gleichen Sachlage er- 
schien eine Ausdehnung der Ausnahmen auf Unter- 
nehmen und Personen in Drittstaaten angebracht. 

Zu Absatz 5 

Eine Irreführung der in Betracht kommenden Ver- 
kehrskreise soll durch den Vertrag in jedem Falle 
verhindert werden. Daher sollen die in den Absät- 
zen 2 bis 4 vorgesehenen Einschränkungen des Schut- 
zes für die nach Absatz 1 geschützten Bezeichnungen 
dann nicht gelten, wenn sie eine Irreführung zur 
Folge haben können. Dies wird in Absatz 5 der 
Artikel 2 und 3 ausdrücklich klargestellt. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmungen des Artikels 4 entsprechen in 
der Sache der Regelung in den drei anderen Abkom- 
men. Lediglich die Maßnahmen zur Unterdrückung 
der unzulässigen Benutzung geschützter Bezeich- 
nungen sind näher umschrieben worden, um die 
Anwendung des Vertrags für die Gerichte zu er- 
leichtern. Außerdem ist aus Gründen der Klarstel- 
lung ausdrücklich bestimmt, daß für die prozessua- 
len und sonstigen Maßnahmen nicht das Recht des 
Ursprungslands Anwendung findet. Welche Maß- 
nahmen zu ergreifen sind, richtet sich nach dem 
Recht des Landes, in dem der Schutz in Anspruch 
genommen wird. 

In Absatz 2 wird auf schweizerischen Wunsch zu- 
dem ausdrücklich klargestellt, daß nicht nur die 
Benutzung der geschützten Bezeichnungen ein- 
schließlich der von ihnen abgeleiteten Formen 
(Eigenschaftswörter usw., vgl. auch Nr. 8 Satz 2 des 
Protokolls), sondern auch die Benutzung von Bezeich- 
nungen, die mit geschützten Bezeichnungen ver- 
wechselbar sind, unzulässig ist. Die deutsche Recht- 
sprechung hat diesen Schutz auch ohne ausdrückliche 
Regelung bereits auf Grund der anderen Abkommen 
gewährt. 

ZuArtikel 5 

Absatz 1 des Artikels 5 entspricht in vollem Um- 
fang den Regelungen in den anderen Abkommen. 

Absatz 2 ist auf Wunsch der schweizerischen Seite 
neu aufgenommen worden. In jedem der Vertrag- 
staaten gibt es eine Reihe von geographischen Be- 
zeichnungen, die weithin bekannt sind, die aber 
von den einheimischen Wirtschaftskreisen nicht oder 
nur in unerheblichem Umfang benutzt werden, so 
daß sie für eine Aufnahme in die dem Vertrag bei- 
gefügten Anlagen nicht in Betracht kamen. Das 
gleiche gilt für Abbildungen berühmter Orte, Bau- 
werke und dergleichen, die zudem in der Regel nicht 
bestimmten Waren zugeordnet werden können. 
Werden aber diese Bezeichnungen oder Abbildun- 
gen für Waren, die nicht aus dem Ursprungsland 
stammen, benutzt, so ist die Gefahr der Irreführung 
angesichts der Bekanntheit der Bezeichnungen oder 
abgebildeten Örtlichkeiten besonders groß. Daher 
wird in Absatz 2 die Vermutung aufgestellt, daß 
geographische Bezeichnungen und Abbildungen aus 
einem Vertragstaat, die einem wesentlichen Teil 
der beteiligten Verkehrskreise des anderen Vertrag- 
staats bekannt sind, als irreführende Herkunfts- 
angaben angesehen werden, wenn sie für andere 
Erzeugnisse oder Waren als die des Ursprungs- 
lands benutzt werden. Eine solche Vermutung ist 
für Ortsnamen bereits von der deutschen Recht- 
sprechung entwickelt worden, die Ortsnamen aus 
anderen Ländern als Herkunftsangaben ansieht, 
solange nicht feststeht, daß es sich lediglich um Be- 
schaffenheitsangaben oder Phantasiebezeichnungen 
handelt (vgl. BGH vom 30. Januar 1963, „Hollywood 
Duftschaumbad", Gewerblicher Rechtsschutz und 
Urheberrecht 1963 S. 482, und vom 19. Mai 1965, 
„de Paris", Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber- 
recht 1965, S. 681). Der Vertrag dehnt die Vermu- 
tung über die Ortsnamen hinaus auch auf sonstige 
Angaben und auf Abbildungen aus, in denen ein 
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vvtistuilliuun Teil der beieiiigten Verkehrskreise 
einen Hinweis auf den anderen Vertragslaat sieht. 

Die Vermutung soll jedoch dann nicht eingreifen, 
wenn sich aus den Umständen des Einzelfalls er- 
gibt, daß die Bezeichnung nur als Beschaffenheits- 
angabe oder Phantasiebczeichnung aufgefaßt wer- 
den wird. Auch diese Ausnahme entspricht den von 
der deutschen Rechtsprechung entwickelten Grund- 
sätzen. Sie soll unter anderem klarstellen, daß bloße 
Modellbezeichnungen, wie sie in einigen Industrie- 
zweigen üblich sind, von der Vermutung des Arti- 
kels 5 Abs. 2 nicht erfaßt werden. Voraussetzung 
ist allerdings, daß diese Bezeichnungen von den 
beteiligten Veikehrskreisen nicht als Hinweise auf 
die Herkunft der Waren verstanden werden. 

Zur Vereinfachung der Anwendung des Vertrags ist 
auf schweizerischen Wunsch nicht eine Widerlegung 
der Vermutung vorgesehen, für die in vielen Fällen 
eine Beweiserhebung durch Meinungsumfrage er- 
forderlich wäre. Die Gerichte der Vertragstaaten 
sollen vielmehr, ohne daß es eines ins einzelne 
gehenden Sachvortrags der Parteien oder einer 
Beweiserhebung bedarf, ihrer Beurteilung den Be- 
deutungsinhalt der Bezeichnung zugrunde legen, den 
ein vernünftiger Durclischniitsverbraucher der Be- 
zeichnung unter den gegebenen Umständen des 
Einzellalls beilegen würde. Auf diese Weise soll 
sichergcstellt worden, daß nur solche Bezeichnungen 
von der Vermutung des Artikels 5 Abs. 2 nicht er- 
faßt werden, die „unter den gegebenen Umständen 
vernünftigerweise" nicht als Herkunftsangaben auf- 
gefaßt werden. 

Z u A r t i k e 1 6 

Die Bestimmungen des Artikels 6 enthalten gegen- 
über den entsprechenden Bestimmungen der drei 
anderen Abkommen (dort jeweils Artikel 7) zwei 
Besonderheiten: 

1. Die Formulierung „natürliche und juristische 
Personen" ist durch die Formulierung „Personen 
und Gesellschaften" ersetzt worden, um sicher- 
zustellen, daß auch die in beiden Vertragstaaten 
prozeßfähigen Personengesellschaften als solche 
Ansprüche wegen Verletzung des Vertrags ge- 
richtlich geltend machen können. 

2. Ferner sollen zur Geltendmachung von Ansprü- 
chen auch die Verbrauchervorbände befugt sein, 
die nach dem Recht beider Vertragstaaten in 
Rechtsstreitigkeiten wegen unlauteren Wett- 
bewerbs klagen können, soweit irreführende 
Angaben benutzt oder sonst wesentliche Belange 
der Verbraucher berührt werden (vgl. § 13 
Abs. 1 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb in der Fassung dos Gesetzes vom 
21. Juli 1965, Bundcsgesotzbl. I S. 625). Da die 
Verwendung der nach dem Abkommen unzu- 
lässigen Herkunftsangaben für nicht aus dem 
Ursprungsland stammende Waren in aller Regel 
die Gefahr der Irreführung mit sich bringt und 
auch sonst Verbraucherinteressen erheblich be- 
rührt werden können, wenn Waren des Ur- 
sprungslands, die nicht den dort geltenden Vor- 
schriften entsprechen, unter den geschützten Be- 
zeichnungen vertrieben werden, sollen die Ver- 


braucherverbände auch bei Verletzung des V^er- 
trags im Interesse der Verbraucher ei nsch reiten 
können. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 des Artikels 7 stimmt mit den entsprechen- 
den Bestimmungen in den drei anderen Abkommen 
(dort Artikel 8 Abs. 1) überein. Anders als im 
deutsch-griechischen Abkommen ist ein zweijähriges 
Aufbrauchs recht auch für Werbemittel vorgesehen. 
Diese Regelung entspricht dem deutsch-französi- 
schen und deutsch-italienischen Abkommen. 

Absatz 2 gewährt über das Aufbrauchsrecht des 
Absatzes 1 hinaus ein Weiterbenutzungsrecht für 
die Dauer von sechs Jahren, wenn die geschützte 
Bezeichnung bereits im Zeitpunkt der Unterzeich- 
nung des Vertrags rechtmäßig benutzt worden ist. 
Diese Regelung beruht auf einem schweizerischen 
Wunsch. Im deutsch-schweizerischen Verhältnis 
sind schon wegen der gleichen Sprache in beiden 
Staaten die Fälle, in denen auf Grund des Vertrags 
die Benutzung von Bezeichnungen eingestellt wer- 
den muß, häufiger als im Verhältnis zu nicht 
deutschsprachigen Staaten. Zudem sind eine Reihe 
dieser Bezeichnungen schon seit langer Zeit benutzt 
worden, zum Teil von Unternehmen, die ursprüng- 
lich von Personen oder mit Kapital aus dem anderen 
Vertragstaat gegründet worden sind. Auch die Toch- 
tergesellschaften von Gesellschaften eines Vertrag- 
staats im anderen Vertragstaat verwenden häufig 
zur Kennzeichnung ihrer Waren oder Erzeugnisse 
Bezeichnungen, die aut den Staat, in dem die Mut- 
tergesellschaft ihren Sitz hat, hinweisen. Um diesen 
Unternehmen die Umstellung und die Einführung 
neuer Bezeichnungen auf dem Markt zu erleichtern, 
soll eine Weiterbenutzung der geschützten Bezeich- 
nungen für die Dauer von sechs Jahren weiterhin 
zulässig sein. Um Manipulationen mit diesem Wei- 
terbenutzungsrecht zu verhindern, ist außerdem vor- 
gesehen, daß das Weitcrbenutzungsrecht an den 
Geschäftsbetrieb, der die Bezeichnung im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung des A'crtrags benutzt hat, ge- 
bunden ist und nur mit ihm vererbt oder veräußert 
werden kann. 

Absatz 3 sieht darüber hinaus ein unbefristetes 
Weiterbenutzungsrecht für solche Firmen vor, die 
geschützte Bezeichnungen enthalten und nicht als 
Personenfirmen nach den Artikeln 2 und 3 Absatz 4 
ohnehin weiter zulässig sind. Eine Untersagung der 
Benutzung von bereits bei Unterzeichnung des Ver- 
trags benutzten Sachfirmen hätte für die betroffenen 
Unternehmen oftmals eine Härte dargestellt, insbe- 
sondere dann, wenn diese Firmen bereits seit Jahr- 
zehnten benutzt werden. Angesichts dieser Tatsache 
erschien eine Weiterbenutzung dieser Firmen zui 
Kennzeichnung der Unternehmen vertretbar. Die 
kennzeichenmäßige Benutzung für Erzeugnisse und 
Waren soll jedoch unzulässig sein, weil sie mit dem 
Sinn dos Vertrags nicht vereinbar wäre. 

In Absatz 4 wird ausdrücklich klargestcllt, daß Auf- 
brauchs- und Weiterbonutzungsrecht dann ausge- 
schlossen sind, wenn eine Weiterbenutzung der ge- 
schützten Bezeichnungen die Verbraucher irreführen 
würde. Diese Rechtsfolge ergäbe sich für das deut- 
sche Recht ohnehin aus den §§ 3 und 4 UWG. 


25 



Drucksache V/2421 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


ZudenArtikelnSbis 12 

Die Bestimmungen dieser Artikel entsprechen fast 
wörtlich den entsprechenden Bestimmungen der 
anderen drei Abkommen (dort Artikel 9 bis 13). So- 
weit Änderungen des Wortlauts in den Artikeln 8 
und 9 enthalten sind, sollen sie lediglich der Klar- 
stellung dienen. 


III. Zum Protokoll 

Z u N u ni m e r 1 und 3 

Diese Bestimnuingen entsprechen den Bestimmun- 
gen der Protokolle zu den drei anderen Abkommen. 

Z u N u m m o r 2 

1. Zur Bezeichnung von Tierrassen werden seit 
langer Zeit der Name des Landes oder Gebiets 
der Erstzüchtung verwandt (z. B. Deutscher Schä- 
ferhund, Appenzeller Hund). In diese den in Be- 
tracht kommenden Kreisen bekannte Übung soll 
durch den Vertrag nicht eingegriffen werden, zu- 
mal da insoweit die Gefahr einer Irreführung 
nicht besteht. 

2. In dem Internationalen Übereinkommen zum 
Schutz von POanzenzüchtungen vom 2. Dezember 
1961, das den gesetzgebenden Körperschatten zur 
Zeit zur Ratifikation vorliegt (Bundestagsdruck- 
sache Nr. V/T630), ist vorgesehen, daß in aller 
Regel in jedem Verbandsland die im Land der 
Erstanmeldung der Sorte eingetragene Sorten- 
bezeichnung einer neuen Sorte einzutragen und 
beim Vertrieb der Sorte zu benutzen ist. In diese 
Regelung des Übereinkommens soll durch den 
vorliegenden Vertrag nicht eingegriffen werden. 
Soweit die multilaterale Regelung nicht eingreitt, 
soll dagegen der deutsch-schweizerische Vertrag 
angewendet werden. Daher darf bei der Erst- 
anmeldiing einer Sorte in einem der beiden Ver- 
tragstaaten nur eine Bezeichnung als Sortenbe- 
zeichnung eingetragen werden, die dem deutsch- 
scl’uveizerischen Vertrag nicht widerspricht. 


Z u N u ni m e r 4 

In den .Anlagen des Vertrags sind deutsche und 
s ch w e i z e r i sch e g c' o g i a plus ch e B e z e i ch n u n gen a u f g e - 
führt, die völlig oder nahezu identisch sind. Ob- 
wohl der Vertrag kein positives Recht gewahrt, die 
geschützten Bezeichnungen im anderen Vertragstaat 
zu benutzen, sondern nur das negative Recht, eine 
dem Vertrag widersprechende Benutzung geschütz- 
ter Bezeichnungen zu untersagen, erschien cs ge- 
boten, für den Fall des Exports von Erzeugnissen 
oder Waren unter den in Nummer 4 im einzelnen 
genannten Bezeichnungen Zusätze zu den Bezeich- 
nungen vorzuschreiben, durch die eine Verwiriung 
oder Irreführung der Verbraucher verhindert werden 
soll. Zur Vereinfachung des Verfahrens bei einer 
notwendig werdenden Ergänzung, etwm bei einer 
Erweiterung der Anlagen des Vertrags, soll die 
Aufstellung durch Notenwechsel geändert werden 
können. 


Zu Nummer 5 

Die in Nummer 5 aufgeführten Weinbezeichnungen 
stimmen nahezu oder vollständig mit Bezeichnungen 
überein, die durch das deutsch-französische Ab- 
kommen vom 8. März 1960 im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland ausschließlich französischen 
Erzeugnissen oder Waren Vorbehalten sind und da- 
her nicht für schweizerische Erzeugnisse oder Wa- 
ren hätten geschützt wurden können. Die Franzö- 
sische Regierung hat jedoch auf deutschen Wunsch 
einer Einschränkung des Schutzes der in Betracht 
kommenden französischen Bezeichnungen zugunsten 
der Schweiz unter der Bedingung zugestimmt, daß 
den schweizerischen Bezeichnungen, wenn sie in der 
Bundesrepublik Deutschland benutzt werden, die 
Bezeichnung „Schweiz" oder der Name des entspre- 
chenden Kantons hinzugefügt ward. Diese deutsch- 
französische Vereinbarung wird in Kürze in einem 
Briefwechsel niedergelegt und veröffentlicht werden, 
In Nummer 5 des Protokolls werden die Folgerun- 
gen aus dieser Vereinbarung gezogen. 

DiescbwuizcrischcSpirituosen-Bezeichnung „Schwaiz- 
biiben Kirsch" ähnelt der berühmten deutschen Be- 
zeichnung „Schwarzwälder Kirsch" und kann inög- 
licherwnüse mit ihr verwechselt werden. Daher ist 
auch für diese schv/eizerische Bezeichnung ein Zu- 
satz vorgeschri{43en tür den Fall, daß das unter der 
Bezeichnung vertriebene Erzeugnis nach Deutschland 
exportiert wird. 

Zu Nummer 6 

Die Bezeichnung „Clevner", die in der Schweiz eine 
Herkunftsangabe ist, wird in Deutschland seit lan- 
gem als Rebsortenbezcichnung verwendet. In diese 
Übung soll nicht cingegriffen werden. Die Bestim- 
mungen der Nummer 6 entsprechen im übrigen den 
Bestimmungen der Nummer 3 des Protokolls zum 
deutsch-italienischen Abkommen vom 23. Juli 1963. 

Zu Nummer 7 

Die Bezeichnung „Emmentaler" ist seit sehr langer 
Zeit in Deutschland eine Gattungsbezeichnung für 
eine bestimmte Käsesorte, deren uneingeschränkter 
Schutz ausschließlich für schw^eizerischc Erzeugnisse 
infolgedessen von der deutschen Seite nicht hinge- 
nommen wmrden konnte. Die schw^eizerische Seite 
legte jedoch entscheidenden Wert auf einen Schutz 
dieser Bezeichnung, die sie als eine der berühmte- 
sten schweizerischen geographischen Bezeichnungen 
ansieht. 

Um den Vertrag nicht an der Frage des Schutzes 
einer einzelnen, wenn auch für die betroffenen Wirt- 
schattskreise wuchtigen Bezeichnung scheitern zu 
lassen, hat die deutsche Delegation nach längeren 
Verhandlungen trotz Bedenken der betroffenen 
Kreise und amtlicher Stellen einem Kompromiß zu- 
gestimmt. Soweit die deutsche Seite Entgegenkom- 
men gezeigt hat, .sind dabei zudem schweizerische 
Zugeständnisse beim Schutz deutscher Bezeichnun- 
gen mitcntscheidond gewesen, insbesondere hin- 
sichtlich des Schutzes der Namen deutscher Länder 
(vgl. Abschnitt II, zu den Artikeln 2 und 3, Absatz 1) 
und der Bezeichnungen „Kölnisch Wasser" und 
„Steinhäger" (vgl. Abschnitt IV Nr. 2 a und d). Für 
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nichtschweizerischen Käse darf nunmehr die Bezeich- 
nung „Emmentaler" in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nur mit Zusätzen verwendet werden. Für aus- 
ländischen Keise ist die gleiche Regelung wie im 
Abkommen von Stresa über den Gebrauch der Ur- 
ungsbezcichnnngen und der Benennungen lür 
Keise vom 1, Juni 1951 vorgesehen, dc^m die Bundes- 
republik Deutschland nicht angchört. Für deutschen 
Kcise konnte darüber hinaus erreicht werden, daß 
die Angabe des Herkunftslondes in der in Nummer 7 
im einzelnen beschriebenen Form durch die Angabe 
„Allgäu" oder „Allgäuer" ersetzt werden kann. Der 
in der Bundesrepublik Deutschland erzeugte Emmen- 
!aler Käse wird ausschließlich im Allgäu hergestellt, 
und die Bezeichnung „Allgäuer Emmentaler" ist in 
Deutschland seit langem üblich und genießt beim 
Verbraucher einen großen Ruf. Daher hat die 
deutsche Seite entscheidenden Wert darauf gelegt, 
daß diese Bezeichnung an Stelle der Bezeichnung 
„Deutsdier Emmentaler" verwendet werden darf. 
Die schweizerische Seite hat diesem deutschen 
Wunsch zugestimmt, ailerdinns nur unter der Vor- 
aiissctzLing, daß beim Vertrieb von Käse zusätzlich 
an irgendeiner Stelle auf dem Käse oder seiner 
Verpackung die Bezeichnung „DeiiLscliland" oder 
„deutsch" angcjbracht wird, damit jeder nur mög- 
liche Zweitel über das fic'rstellungsland des Käses 
lioseitigt werde. 

Die Frage der Benutzung der Bezeichnung „Emimen- 
taler" für Käse wird zur Zeit auch im Rahmen der 
Organisation der Vereinten Nationen für Ernäh- 
rung und Landwirlschaft und der Weltgesundheits- 
organisation (FAO VVHO) bei der Aufstellung inter- 
nationaler Käsestandards erörtert. Auch bei diesen 
Vhuhandlungen liabon Deutschland und die Schweiz 
unterschiedliche Standpunkte vertreten. Beide Sei- 
ten haben sich bei den Verhandlungen über den 
vorliegenden Vertrag ausdrücklich Vorbehalten, bei 
den Verhandlungen über die multilaterale Regelung 
an ihren Auffassungen auch v/eiterhin festzuhaltcn. 
Die deutsche Seite hat zudem großen Wert darauf 
gelegt, daß der Vertrag die Frage der Angabe des 
Herstellungslandes für die Erörterungen im Rahmen 
der F.AO/WHO nicht zuungunsten Deutschlands 
präjudiziert. Darum ist in einem Briofwednsel, der 
mit dem Vertrag zur Ratifizierung vorgelegt wird, 
ausdrücklich vereinbart worden, daß die Vertrag- 
sKiaten die zweiseitigen Verhandlungen über diese 
Frage erneut autnehmen werden, wenn im Rahmen 
der FAO/WFIO ein Standard für „Emmentaler" an- 
genommen wird, in dom an das Erfordernis der An- 
gabe des Herstellungslandes geringere Anforderun- 
gen als in Nummer 7 Satz 2 des Protokolls gestellt 
werden. 

Der Kompromiß, w'ie er in Nummer 7 des Protokolls 
und dem Briefwechsel niedcrgelcgt ist, erfüllt zwar 
nicht alle deutschen Wünsche. Die Bundesregierung 
hat jedoch ihre Bedenken in dieser Einzelfragc 
zLirückgestellt, weil ihr der Kompromiß im Rahmen 
des gesamten Vertrags vertretbar erscheint. 

Z Li N Li m m e r 3 

Diese Bestimmung, die auf schweizerischen Wunsch 
aufgonommen wurde, dient lodigiieh der Klarstel- 
lung. 


Zu Nummer 9 

In den Vertragstaaten, insbesondere in der Bundes- 
republik Deutschland, benutzen einzelne Unlerneh- 
men, die in der Regel ursprünglich von Personen 
oder mit Kapital aus dem anderen Vortragstaat ge- 
gründet worden sind, seit mehr als v50 Jahren Bc- 
zeiebnungon aus dem anderen Vertragstaat, die nun- 
mehr durch den Vertrag unzulässig werden. Für 
diese Unternehmen erscheint angesichts der Länge 
der Benutzungsdauer die sechsjährige Weiter- 
benutzungsfrist zur Umslellung und Einführung 
neuer Bezeichnungen zu kurz. Ihnen soll deshalb 
eine längere Frist von 20 Jahren gewährt werden. 

Zu Nu m m er 10 

Zur Begründung dieser Vorschritt wird auf Ab- 
schnitt IV Nr. 2d verwiesen. 


IV. Zu den Anlagen 

1. Die Anlage A des Vertrags entspricht der An- 
- läge A des dcutsdi-gricchischen Abkommens. Zu- 
sätzlich aufgenom.men worden sind folgende Be- 
zeichnungen, die im doutsch-schweizerisclien Han- 
del von Bedeutung sind: 

Allgäuer Wcisslacker 
Schwetzinger Spargel 
Bergische Achsen 
Hildener Kessel 
Musbach Metall 
Wiehler Achsen 
Ulmer VvVu'ss 

Aus demselben Grunde sind bei der Bezeichnung 
„Emser" zusätzlich die Ware „Kränchen" und bei 
der Bezeichnung „Ravensbiirger" zusätzlich die 
Ware „Werkkästen" aiifgenommen worden. 

2. Bei mehreren Bezeichnungen, die im anderen 
Vertragstaat seit langem Galtungsbezeichnungen 
sind, konnte eine Einigung nur auf der Grund- 
lage von Kompromißlösungen erzielt werden: 

a) Flervorzuheben ist, daß die schweizerische 
Seite dem Schutz der Bezeichnung „Kölnisch 
Wasser" zugestimnU und sich, obwohl die 
Schweiz ein überwiegend deutschsprachiges 
Land ist, damit einverstanden erklärt hat, daß 
in der Schweiz für nichldeutsche Erzeugnisse 
nur die französische und italienische Über- 
setzung dieser Bezeichnung benutzt worden 
darf. 

b) Bei der Bezeidmung „Frankfurter Würstchen", 
deren Übersetzung in die Landessprache in 
den bisherigen Abkommen vom Schutz stets 
ausgenommen worden ist, sind in dom vorlie- 
genden Vertrag ebenfalls die französische und 
italienische Übersetzung freigegeben worden. 
Außerdem soll aber ariyesicliLs dei wcälver- 
breiteten und jahrzehntolangon Benützung 
dieser Bezeichnung in der Schweiz auch die 
s eil \\m i z c r i s ch e A b w' a n d 1 1 1 n g „ F r a n k f u r t o r li " 
freigegeben werden. 
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c) Hinsichtlich der Bezeichnung „Selters" ist aus- 
schließlich die Bezeichnung „Selterswasser" (in 
einem Wort geschrieben) vom Schutz ausge- 
nommen worden, obwohl in der Schweiz bis- 
her die Bezeichnung „Selters" für kohlensäure- 
haltiges Wasser generell zulässig ist. 

d) Die Bezeichnung „Steinhäger" wird in der 
Schweiz in erheblichem Umfang von mehr als 
zwanzig dort ansässigen Unternehmen be- 
nutzt. Die zuständigen schweizerischen Be- 
hörden haben die Benutzung dieser deutschen 
Bezeichnung vor mehr als 30 Jahren gestat- 
tet, nachdem das deutsche Reichsgericht fest- 
gestellt hatte, daß die Bezeichnung in Deutsch- 
land ihren Charakter als eine auf den Ort 
Steinhagen hinweisende Herkunftsangabe 
verloren habe und Gattungsbezeichniing einer 
Wacholder-Spirituose geworden sei. Dem- 
gegenüber hat die deutsche Seite die Auf- 
fassung vertreten, daß diese Bezeichnung 
zwar nicht mehr auf eine Herkunft der Spiri- 
tuose aus Steinhagen, aber immer noch auf 
eine Herkunft aus Deutschland hinweise. Die- 


ser Auffassung, die auch bei den Verhandlun- 
gen über die drei anderen Abkommen durch- 
gesetzt werden konnte, hat die schweizerische 
Seite schließlich zugestimmt. Sie hat aber we- 
gen der langen Dauer der Benutzung dieser 
Bezeichnung in der Schweiz eine Verlänge- 
rung der Weiterbenutzungsfrist verlangt. 
Diese Frist ist deshalb in Nummer 10 des Pro- 
tokolls auf zv/ölf Jahre festgesetzt worden, 

e) Bei einigen weiteren umstrittenen Bezeich- 
nungen (z. B. „Probsteier Rotklee" und „Eit- 
ler Rotklee") konnte der Schutz uneinge- 
schränkt durchgesetzt werden. Hinsichtlich 
der Bezeichnung „Eckendorfer Runkelrüben", 
deren Schutz auch im Verhältnis zu Frank- 
reich noch umstritten ist und über die zur Zeit 
die beteiligten Kreise in Deutschland und 
Frankreich ein Einvernehmen herbeizuführen 
versuchen, hat die deutsche Seite zunächst auf 
eine Aufnahme in die Anlage A verzichtet, 
sich aber im Verhandlungsprotokoll Vorbe- 
halten, die schweizerische Seite zu gegebener 
Zeit erneut um Aufnahme dieser Bezeichnung 
in die Anlage A des Vertrags zu ersuchen. 
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